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1 Förderziel, Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Förderziel 

Das Programm „Transferinitiative F.A.S.T. – Forschung, Ausgründungen, Skalierung, Transfer“ zielt darauf ab, den 
Wissens- und Technologietransfer zwischen wissenschaftlicher Forschung und Wirtschaft bundesweit zu stärken und 
zu beschleunigen. Forschungsbasierter Transfer und Innovationen sind ein entscheidender Faktor für Wohlstand und 
Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland. In Hochschulen und Forschungseinrichtungen entstehen viele exzellente Ideen. 
Doch es gelingt noch zu selten, diese zügig in marktfähige Produkte, Dienstleistungen, Geschäftsmodelle oder Unter-
nehmensgründungen zu überführen. Zudem gelangen umgekehrt unternehmerische Entwicklungs- und Innovations-
bedarfe noch zu selten in die Forschung. F.A.S.T. setzt hier an, indem eine systemische Lücke geschlossen wird. 
Denn die Transferinitiative bringt mit ihren Maßnahmen Wirtschaft und Forschung – mit dem Ziel, mehr Innovationen 
zu schaffen – systematisch zusammen. 

Ein zentrales Element dieser Transferinitiative ist der Aufbau eines Transfermarktplatzes, auf dem der anwendungs-
orientierte Bedarf zur Lösung konkreter Herausforderungen von Unternehmen mit exzellenten Forschungsergebnissen 
und Ideen mit hohem Verwertungspotenzial zusammengeführt werden. Dieser Transfermarktplatz soll durch thema-
tische, bundesweit tätige Transferhubs umgesetzt werden. Sie schaffen sichtbare Anlaufstellen für Transfer und sollen 
auf bestehenden, leistungsfähigen Strukturen mit Transferkompetenz aufsetzen. Die Transferhubs sollen die Erkennt-
nisse der Wissenschaft und die Herausforderungen von Unternehmen aller Größenklassen, inklusive Start-ups, mittels 
Screening und Scouting kontinuierlich erfassen und im Sinne passfähiger „Matches“ zusammenbringen. Sie sollen 
einen lernenden Ansatz verfolgen und dabei eigenständig neue Unterstützungsangebote entwickeln und erproben. 

Transferhubs begleiten die erfolgreichsten, der in Folge eines Matching entstandenen, Innovationsteams entlang der 
Innovationsphasen Orientierung – Validierung – Marktvorbereitung. Hierfür bieten sie passende, an den Bedarfen der 
Innovationsteams orientierte Unterstützungsangebote an, zum Beispiel zu Kompetenzaufbau und Netzwerkbildung 
mit Unternehmenspartnern und Kapitalgebern. Sie können zudem eigenständig kleine Anschubfinanzierungen („Mini- 
Grants“) vergeben. Für die Finanzierung von im Innovationszyklus weiter fortgeschrittenen Teams stehen weitere 
Förderformate zur Verfügung, die in einer nachfolgenden Bekanntmachung definiert werden. Diese werden büro-
kratiearm, einfach und schnell mittels Projektförderung durch einen vom Bundesministerium für Forschung, Techno-
logie und Raumfahrt (BMFTR) beauftragten Service Desk umgesetzt. 

Für eine erfolgreiche Begleitung der Innovationsteams ist es von herausragender Bedeutung, dass die Transferhubs 
über ein ausgeprägtes Netzwerk sowie vertiefte Kenntnisse zu weiteren Transfer- und Innovationsförderaktivitäten 
und -angeboten auf EU-, Bundes- und Länderebene verfügen. Von den Transferhubs sind dementsprechend 
geeignete Schnittstellen zu identifizieren und gegebenenfalls Übergabepunkte auszuarbeiten. 

Die Transferhubs identifizieren über aktives, systematisches Screening und Scouting in der Forschungslandschaft 
Technologien, Ideen und Akteure mit hohem Innovationspotenzial und bringen diese mit Unternehmen bedarfsgerecht 
zusammen. Für vielversprechende Innovationsprojekte wird deren Weg zum Markt mit unterschiedlichen Förder-
formaten gefördert und maßgeschneidert aktiv begleitet. 

Die Förderung wird konsequent auf Transfer durch wechselseitige Vernetzung zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und 
Gesellschaft mit klarem Fokus auf Verwertung und Marktfähigkeit ausgerichtet. Neu ist der Perspektivwechsel hin zu 
einer nachfrageorientierten Förderung in dieser Förderrichtlinie des BMFTR. F.A.S.T. führt die Nachfragesicht der 
Wirtschaft (konkrete Problemstellungen an die Forschung) mit der Angebotsseite der Wissenschaft (Forschungsvor-
haben mit Marktperspektive) systematisch zusammen. So können technologische, aber auch organisatorische, 
dienstleistungs- oder geschäftsmodellbezogene sowie sozio-technische Innovationen mit hohem Wertschöpfungs-
potenzial aus verschiedenen Technologie- und Forschungsfeldern entstehen, welche die Wirtschaftskraft und Wett-
bewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland stärken. 
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Zunächst sollen circa sechs Hubs mit fachlichen Schwerpunkten in den sechs Schlüsseltechnologien der Hightech 
Agenda Deutschland (HTAD)1 entstehen. Zentral für die oben genannten Förderziele ist es, dass sich die zunächst 
geförderten Transferhubs über einen Zeitraum von circa zehn Jahren zu selbsttragenden Strukturen entwickeln. Die 
Förderung unterstützt die Transferhubs in den ersten fünf Jahren mit einer Förderung von bis zu 50 Prozent bei der 
Entwicklung der notwendigen Methoden, Organisationsstrukturen und Prozesse, dem Aufbau von Netzwerken sowie 
bei der schrittweisen Etablierung der finanziellen Eigenständigkeit, die nach maximal zehn Jahren erreicht sein soll. 

Der Erfolg der Förderung im Rahmen des F.A.S.T.-Programms bemisst sich an folgenden Indikatoren:   

– Anzahl geförderter forschungsbasierter Transferprojekte,  

– Geschwindigkeit der Entwicklung des Innovationsgrades von forschungsbasierten Transferprojekten und Innova-
tionsteams entlang von „Innovation Readiness Level“ (siehe Nummer 1.2),   

– Anzahl übertragener Technologien, Produkte, Dienstleistungen von Wissenschaft in Unternehmen (zum Beispiel 
durch Lizenzen, Kooperationen, Pilotprojekte),  

– Anzahl und Marktpotenzial erfolgreich eingeführter Innovationen (durch bestehende Unternehmen oder Unter-
nehmensgründungen),   

– Umsatz-, Investitions-, Kapitalisierungs- und Beschäftigungseffekte in Unternehmen, die durch Transfer aus der 
Forschung angestoßen wurden. 

Indikatoren für den Erfolg der Transferhubs sind:   

– thematische Relevanz und Erfolgsquote des bundesweiten Screenings und Scoutings – erkennbar an Relevanz, 
Anzahl und Qualität der identifizierten Ideen und Teams mit hohem Transfer- und Innovationspotenzial,   

– Anzahl und Qualität neu entstandener Innovationskooperationen aus dem Hub heraus zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft durch das Matching auf dem Transfermarktplatz,   

– Anzahl der in Transfervorhaben eingebundenen Hochschulen (Universitäten und Hochschulen für Angewandte 
Wissenschaften) sowie Forschungseinrichtungen,   

– Anzahl und Erfolg der durch die Transferhubs unterstützten Start-ups und kleinen und mittleren Unternehmen 
(Umsatz-, Investitions-, Kapitalisierungs- und Beschäftigungseffekte),   

– Auslastung der von den Hubs angebotenen Unterstützungsangebote,  

– Höhe der durch die Transferhubs für ihre Basisfinanzierung mobilisierten privaten Mittel (in Relation zu den Förder-
mitteln),   

– Impact der Hubs auf die Weiterentwicklung von Wissenschaft und Transfer auf dem Gebiet der jeweiligen 
Schlüsseltechnologie,   

– langfristige Tragfähigkeit der von den Transferhubs erprobten und weiterentwickelten Strukturen und Netzwerke. 

1.2 Zuwendungszweck 

Zur Erreichung der oben genannten Ziele werden die Strategieentwicklung, der Aufbau und der operative Betrieb 
ausgewählter Transferhubs gefördert. Alle hierfür notwendigen Regelungen werden im Rahmen dieser Förderrichtlinie 
getroffen. 

Zudem werden forschungsbasierte Transferprojekte gefördert, die von den Transferhubs in einem „Funnel“ (Trichter) 
entlang der Phasen Orientierung, Validierung und Marktvorbereitung ausgewählt oder vorgeschlagen werden. Die 
Randbedingungen zur Förderung solcher Vorhaben werden ebenfalls im Rahmen dieser Richtlinie festgelegt; Details 
werden in einer nachfolgenden Förderbekanntmachung konkretisiert. 

Transferhubs 

Die Transferhubs sind Konsortien aus wissenschaftlichen Einrichtungen und Praxispartnern, die auf bereits bestehen-
den Strukturen aufbauen und bundesweit unterschiedliche Akteure in den jeweiligen Schlüsseltechnologien bündeln. 
Sie verfügen über ein hohes Maß an Selbstorganisation und Gestaltungsspielraum und bringen auf einem von ihnen zu 
gestaltenden Transfermarktplatz Herausforderungen von Unternehmen mit den hierfür besten Lösungsideen und 
Teams aus der Forschung zusammen (Matching). Dies erfolgt über das Zusammenführen der Nachfrage aus der 
Wirtschaft mit der Angebotsseite der Wissenschaft in einem Funnel: Auf der Nachfrageseite erheben die Hubs die 
Bedarfe von Unternehmen aller Größenklassen, inklusive Start-ups, in ihrem jeweiligen Technologiefeld durch direkte 
Kontakte sowie Trendanalysen zu zukünftigen Herausforderungen und ungelösten Problemen. Auf der Angebotsseite 
identifizieren sie durch ein aktives Screening und Scouting transferrelevante Ideen und Akteure aus Wissenschaft und 
Forschung und können Impulse für Transferaktivitäten zur Befüllung des Funnels geben. Das Matching validiert damit 
die Marktrelevanz der aus der Wissenschaft stammenden Ideen und Ergebnisse. So kann ein Unternehmen beispiels-
weise eine konkrete marktbezogene Herausforderung einbringen, für die es passende Ideen und Forschende (als 
Einzelpersonen oder kleine Gruppen) aus der Wissenschaft sucht. Die Transferhubs bewerten diese Ideen und die 
sich aus dem Matching ergebenden Teams hinsichtlich ihres Transfer- und Innovationspotenzials, des Potenzials zur 
Lösung konkreter unternehmerischer Bedarfe sowie der Marktchancen. 

1 https://hightech-agenda-deutschland.de/. Die sechs Schlüsseltechnologien sind: Künstliche Intelligenz, Quantentechnologien, Mikroelektronik, Bio-
technologie, Fusion und klimaneutrale Energieerzeugung sowie Technologien für die klimaneutrale Mobilität. 
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Die Transferhubs begleiten die erfolgversprechendsten Innovationsteams entlang der Innovationsphasen Orientierung 
– Validierung – Marktvorbereitung. Die Bewertung des Transfer- und Innovationspotenzials sowie des Projektfort-
schritts und der Marktreife zwischen den einzelnen Innovationsphasen erfolgt anhand klar definierter Kriterien, die 
sich am von der Königlich Technischen Hochschule (KTH) in Stockholm entwickelten Innovation Readiness Level (IRL) 
in den Bereichen Finanzierung, kommerzielle Akzeptanz, Technologie, Geschäftsmodell, geistiges Eigentum und 
Team orientieren.2 Aus der Bewertung leiten die Transferhubs passende, an den Entwicklungsbedarfen der Innovati-
onsteams orientierte Unterstützungsangebote, zum Beispiel zu Kompetenzaufbau und Netzwerkbildung mit Unter-
nehmenspartnern und Kapitalgebern, ab und bieten diese an oder vermitteln diese diskriminierungsfrei nach markt-
üblichen Kriterien. Sie können zudem eigenständig kleine Anschubfinanzierungen („Mini-Grants“) vergeben. 

Forschungsbasierte Transferprojekte 

Die von den Hubs identifizierten aussichtsreichsten Innovationsideen werden mittels definierter Förderformate niedrig-
schwellig und bürokratiearm gefördert. Die Innovationsteams sind kleine, interdisziplinäre Gruppen aus Wissenschaft, 
Wirtschaft und/oder Gesellschaft, die systematisch an Ideen und Konzepten mit dem Ziel der Entwicklung neuer 
Produkte, Dienstleistungen, Geschäftsmodelle oder Prozesse arbeiten. Sie verbinden Kreativität mit strategischer 
und technischer Umsetzung, um Wettbewerbsvorteile durch Innovationen zu sichern. 

Der Funnel ist als ein mehrstufiger Trichter konzipiert, durch den anhand klarer Abbruchkriterien Ideen mit Fokus auf 
Nachfrage- und Verwertungserfolg herausgefiltert werden. Nur die erfolgversprechendsten Ideen werden weiterver-
folgt. Für alle anderen gilt: „Fail Early“ – frühes Scheitern ist erlaubt. An sachgerecht definierten Punkten im Innova-
tionsprozess entscheiden die Transferhubs auf Grundlage der erzielten Projektfortschritte (gemessen anhand des IRL) 
über die weitere Förderwürdigkeit des jeweiligen forschungsbasierten Transferprojekts. Hierzu kann der IRL um 
weitere, für das jeweilige Technologiefeld relevante, Dimensionen ergänzt werden. So könnte beispielsweise die 
Nichtbeachtung regulatorischer Anforderungen den Markteintritt innovativer Lösungen erschweren oder sogar ver-
hindern. 

Service Desk 

Die Transferhubs werden perspektivisch durch einen zentralen Service Desk unterstützt, der durch einen vom BMFTR 
beauftragten Dienstleister umgesetzt wird. Der Service Desk bietet Angebote zur Kompetenzentwicklung und unter-
stützt mit Tools für Screening und Scouting, Matching und Projektbegleitung. Über ihn wird zudem die Förderung der 
Transferhubs sowie der im Funnel ausgewählten Transferprojekte administriert, sofern diese nicht von den Trans-
ferhubs selbst übernommen wird (zum Beispiel durch eine Vergabe von „Mini-Grants“). Die Nutzung der Förderfor-
mate des Funnels erfolgt individuell je nach Governance-Konzept der ausgewählten Transferhubs auf der Grundlage 
einer nachfolgenden Bekanntmachung (siehe Nummer 2 Gegenstand der Förderung). 

Die Ergebnisse der geförderten Vorhaben dürfen nur in der Bundesrepublik Deutschland oder dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) und der Schweiz genutzt werden. 

1.3 Rechtsgrundlagen 

Das BMFTR gewährt aus dem Bundeshaushalt Zuwendungen nach Maßgabe dieser Förderrichtlinie, der §§ 23 und 44 
der Bundeshaushaltsordnung (BHO) und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie der „Richtlinien für 
Zuwendungsanträge auf Ausgabenbasis (AZA/AZAP/AZV)“ und/oder der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf 
Kostenbasis von Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ des BMFTR. Ein Anspruch auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

Nach dieser Förderrichtlinie werden staatliche Beihilfen auf der Grundlage von Artikel 22 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 1 
und Absatz 2 Buchstabe b, c und d und Absatz 3 Buchstabe a, b, d und e, Artikel 26a Absatz 1, Artikel 27 Absatz 1, 
Artikel 28 Absatz 1 sowie Artikel 29 Absatz 1 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) der Euro-
päischen Kommission (EU-Kommission) gewährt.3 Die Förderung erfolgt unter Beachtung der in Kapitel I AGVO 
festgelegten Gemeinsamen Bestimmungen, insbesondere unter Berücksichtigung der in Artikel 2 der Verordnung 
aufgeführten Begriffsbestimmungen (vergleiche hierzu die Anlage zu beihilferechtlichen Vorgaben für die Förderricht-
linie). 

Nach dieser Förderrichtlinie werden staatliche Beihilfen im Sinne der De-minimis-Beihilfen-Verordnung der Europä-
ischen Kommission (EU-Kommission) gewährt.4 

2 https://kthinnovationreadinesslevel.com/ 
3 Verordnung (EU) Nummer 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 

dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, 
S. 1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2017/1084 vom 14. Juni 2017 (ABl. L 156 vom 20.6.2017, S. 1), der Verordnung (EU) 2020/972 vom 2. Juli 
2020 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 1407/2013 hinsichtlich ihrer Verlängerung und zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 
651/2014 hinsichtlich ihrer Verlängerung und relevanter Anpassungen (ABl. L 215 vom 7.7.2020, S. 3) und der Verordnung (EU) 2021/1237 vom 
23. Juli 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem 
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 270 vom 29.7.2021, S. 39) 
und der Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union (ABl. L 167 vom 30.6.2023, S. 1). 

4 Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L, 2023/2831, 15.12.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2023/2831/oj). 
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2 Gegenstand der Förderung 

Das Förderprogramm F.A.S.T. ist modular und gestuft aufgebaut, um flexible Anpassungen an neue Entwicklungen zu 
ermöglichen. Mit dieser Förderrichtlinie werden im Speziellen die Fördermodalitäten für die Transferhubs festgelegt. 
Die detaillierten Fördermodalitäten der weiteren Förderformate (wie „Mini-Grants“, „Innovation Fellowships“, „Trans-
fersprints“) werden in einer nachfolgenden Förderbekanntmachung definiert. 

Die Förderung der Transferhubs gliedert sich in eine „Konzeptphase“ und eine „Umsetzungsphase“. 

2.1 Transferhubs 

Gefördert werden die strategische Entwicklung, der Aufbau und die Umsetzung von zunächst circa sechs themen-
spezifischen und bundesweit agierenden Transferhubs aus den HTAD-Schlüsseltechnologien. Grundlage hierfür ist 
ein umfassendes Transferhub-Konzept, inklusive   

– einer Gesamtstrategie für den Transferhub,   

– eines Screening- und Scouting-Konzepts für Ideen und Teams mit Transfer- und Innovationspotenzial,   

– eines Marktplatz- und Matching-Konzepts,   

– Skizzierung des bestehenden Netzwerks und der Ausgangskonstellation der mitwirkenden Akteure,   

– eines Governance-Konzepts zu Hubstruktur, Hub-Management, Projektauswahl und Projektbegleitung sowie   

– eines Verstetigungskonzepts zur Erreichung der mittel- bis langfristigen finanziellen Eigenständigkeit. 

Das Hub-Konzept enthält demnach eine thematische und konzeptionelle Vision für den Transferhub sowie strate-
gische, inhaltliche und organisatorische Entwicklungsziele. Das Hub-Konzept wird im Laufe der Förderung von den 
Hub-Partnern fortlaufend weiterentwickelt und mittels konkreter forschungsbasierter Transferprojekte erprobt und 
umgesetzt. Eine Förderung dieser Transferprojekte kann erst beantragt werden, nachdem das initiale Transferhub- 
Konzept in einem wettbewerblichen Verfahren ausgewählt wurde (siehe Nummer 7 zum Verfahren). 

Ein Transferhub besteht idealerweise aus einem Konsortium von verschiedenen Partnern aus Wissenschaft, Wirt-
schaft und Gesellschaft. Die Partner können gegenwärtig regional oder überregional verbunden sein. Wichtig ist 
jedoch, dass die Transferhubs bundesweit ihre jeweiligen Themenfelder bearbeiten. Damit die unterschiedlichen 
Perspektiven berücksichtigt werden, sollte in das Hubkonsortium mindestens ein Praxispartner (hierzu zählen Unter-
nehmen, aber zum Beispiel auch unternehmerisch orientierte Fachverbände und Wirtschaftskammern, Vereine, 
Stiftungen oder hochschulnahe Transfer- und Innovationsdienstleister) und mindestens ein wissenschaftlicher Partner 
(hierzu zählen Universitäten, Hochschulen für Angewandte Wissenschaften, außeruniversitäre Forschungseinrichtun-
gen, Transferstellen der Hochschulen) eingebunden sein. Ein Anwachsen des Konsortiums während der Laufzeit der 
Förderung ist ausdrücklich erwünscht, sofern dies fachlich vorteilhaft ist. Aus dem Hub-Konzept muss hervorgehen, 
wer die verantwortliche Sprecherin oder der verantwortliche Sprecher des Hubs ist. Die Sprecherinnen und Sprecher 
der Transferhubs sind die ersten Ansprechpersonen für das BMFTR sowie den Service Desk. Zudem vertreten sie die 
jeweiligen Transferhubs nach außen. 

Strukturell besteht ein Hub mindestens aus einem operativen Hub-Management sowie den Hub-Partnern. Ziel ist es, 
eine schlanke Struktur aufzubauen, mittels derer schnelle und zielführende Entscheidungen getroffen und der Hub 
und seine Prozesse professionell gesteuert werden können. Wie die Aufgaben, Entscheidungskompetenzen und -pro-
zesse im Detail organisiert werden, definieren die Hubs selbst in ihren Governance-Konzepten. Das Governance- 
Konzept muss sicherstellen, dass eine effiziente, effektive, faire und transparente Auswahl von Projekten im Funnel 
umgesetzt wird und geeignete Compliance-Regeln eingehalten werden. Zu diesem Zweck kann etwa ein beratendes 
oder mitentscheidendes Advisory Board oder Transferboard vom jeweiligen Transferhub eingerichtet werden. 

Für den Aufbau und den Betrieb der Transferhubs ist ein leistungsfähiges, professionelles Hub-Management erfor-
derlich. Das Hub-Management zeichnet verantwortlich für   

– die Entwicklung und die fortlaufende Weiterentwicklung der Gesamtstrategie,   

– das Screening und Scouting von Innovationsideen und Teams,   

– das Matching von Nachfrage und Angebot,   

– die Identifikation von Unterstützungs- und Förderbedarfen der Innovationsteams und der forschungsbasierten 
Transferprojekte,   

– die Auswahl und Begleitung der forschungsbasierten Transferprojekte,   

– das Etablieren eines bundesweit dynamischen Netzwerks sowie dessen Pflege,   

– den Aufbau einer Verstetigungsstruktur,   

– das Monitoring der Hubaktivitäten anhand quantitativer und qualitativer Zielindikatoren sowie   

– die Entwicklung und Umsetzung einer Kommunikationsstrategie. 

Das Hub-Management erhält für diese Aktivitäten eine jährliche Basisförderung (zur Höhe der Förderung, siehe 
„Umsetzungsphase“). 
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2.1.1 Konzeptphase 

In der Konzeptphase erarbeiten insgesamt circa zwölf ausgewählte Konsortien (verteilt über die Schlüsseltechnolo-
gien der HTAD) in einem wettbewerblichen Verfahren und in einem Zeitraum von 100 Tagen umfassende Hub-Kon-
zepte für den Aufbau und die Umsetzung eines Transferhubs für einen Zeithorizont von bis zu zehn Jahren, wobei der 
inhaltliche Schwerpunkt auf den ersten fünf Jahren liegt. Die Konzeptphase startet mit der Bekanntgabe der Auswahl-
ergebnisse und wird voraussichtlich im Zeitraum von Dezember 2026 bis Ende Februar 2027 gefördert. In den Hub- 
Konzepten werden die unter Punkt 1 genannten förderpolitischen Ziele adressiert. 

In den Vorhaben der Konzeptphase können alle Aktivitäten gefördert werden, die unmittelbar der Erstellung eines 
Hub-Konzepts dienen. Hierzu können gehören (nicht-abschließende Aufzählung):   

– die Analyse von Transferhemmnissen im spezifischen Themenfeld,   

– die Entwicklung einer Vision und einer Transferstrategie für den Transferhub, inklusive eines Screening- und 
Scouting-Konzepts und eines Marktplatz-Matching-Konzepts,   

– die Entwicklung des Governance-Konzepts zur Auswahl der forschungsbasierten Transferprojekte,   

– die Entwicklung des operativen Hub-Management-Konzepts,   

– die Entwicklung des Konzepts zur Begleitung der ausgewählten Projekte (inklusive IP-Beratung),   

– die Entwicklung der Kommunikationsstrategie,   

– Durchführbarkeitsstudien, Marktanalysen, Umfeldanalysen,   

– Maßnahmen zur Einbindung von Innovations-, Transfer- und Finanzierungspartnern (Veranstaltungen, Workshops),   

– die Nutzung von Beratungsdienstleistungen (inklusive Coaching). 

Alle Aktivitäten sollen dem Ziel dienen, ein umfassendes, innovatives und tragfähiges Hub-Konzept für den Aufbau 
und den Betrieb eines Transferhubs zu erarbeiten sowie ein belastbares Partnerkonsortium für die Umsetzungsphase 
des Förderprogramms zusammenzustellen. Es wird eine hohe organisatorische und methodische Expertise erwartet 
und die Einbeziehung professioneller Hub-Management- und Strategieberatungen empfohlen. 

In der Konzeptphase können sowohl Einzelvorhaben als auch Verbundvorhaben mit maximal zwei geförderten 
Partnern realisiert werden. Einzelvorhaben können von wissenschaftlichen Einrichtungen oder Praxispartnern (zum 
Beispiel Unternehmen, unternehmerische Verbände) beantragt werden. Verbundvorhaben können von einem wissen-
schaftlichen Partner und einem Praxispartner gemeinsam beantragt werden. Ein Verbundvorhaben zweier wissen-
schaftlicher Einrichtungen oder zweier Praxispartner ist nicht möglich. 

In der Konzeptphase werden die ausgewählten Hub-Konsortien mit je bis zu 100 000 Euro (bei Hochschulen: inklusive 
Projektpauschale) gefördert. 

2.1.2 Umsetzungsphase 

Im Anschluss an die Konzeptphase erhalten circa sechs Transferhubs die Chance, ihr Hub-Konzept umzusetzen. Die 
Umsetzungsphase ist auf zehn Jahre ausgelegt; die erste Förderphase hat eine Laufzeit von fünf Jahren. Wettbewerb-
liche Zwischenevaluationen nach circa drei und circa sieben Jahren können zu einer deutlich gekürzten Förderung 
oder zum Abbruch der Förderung einzelner Hubs führen. 

„Basisförderung“ der Transferhubs 

In der Umsetzungsphase sollen die während der Konzeptphase begonnenen Arbeiten möglichst nahtlos weitergeführt 
und sukzessive in die Umsetzung gebracht werden. Förderfähig sind weiterhin die in Nummer 2.1.1 Konzeptphase 
aufgeführten Aktivitäten. Um eine schnelle Anschlussförderung an die Konzeptphase zu ermöglichen, kann für jeden 
für die Umsetzungsphase ausgewählten Hub daher ein kurzes Starter-Strategievorhaben gefördert werden (siehe 
Nummern 7.2.1 und 7.2.2). In einem zweiten Schritt – gegebenenfalls bereits zeitlich überlappend mit dem Starter- 
Strategievorhaben – werden für jeden Hub ein oder mehrere auf bis zu fünf Jahre ausgelegte Hub-Managementvor-
haben sowie zusätzlich ebenfalls auf bis zu fünf Jahre ausgelegte Strategievorhaben gefördert, in denen weitere 
Aktivitäten zuwendungsfähig sind. Während der Umsetzungsphase können laufende Vorhaben grundsätzlich unter 
Einbindung weiterer Partner erweitert oder zusätzliche Vorhaben beantragt werden. 

In der Umsetzungsphase steht jedem Hub eine jährliche Basisförderung von bis zu 500 000 Euro zur Verfügung. Diese 
kann für Hub-Managementvorhaben (verpflichtend) und Strategievorhaben (optional) verwendet werden; die maximal 
mögliche Fördersumme kann vom Hub in eigener Verantwortung auf beide Arten von Vorhaben aufgeteilt werden:   

a) ein Hub-Managementvorhaben („Hub-Management“) zum operativen Auf- und Ausbau sowie zum fortlaufenden 
Betrieb eines Transferhubs. Möglich sind Einzelvorhaben oder Verbundvorhaben mit zwei oder mehr Partnern über 
eine Laufzeit von bis zu fünf Jahren. Bei Verbundvorhaben muss mindestens ein Praxispartner (zum Beispiel ein 
unternehmerisch orientierter Verband oder ein Unternehmen) und mindestens ein wissenschaftlicher Partner betei-
ligt sein. Die Förderung erfolgt im Sinne von Betriebs- und Investitionsbeihilfen für Innovationscluster nach Art. 27 
AGVO bei einer Förderquote von bis zu 50 Prozent. Die Förderung kann bis zu 300 000 Euro (bei Planung eines 
Vorhabens „Hub-Strategie“ im größtmöglichen Umfang; siehe unten) beziehungsweise bis zu 500 000 Euro (bei 
Verzicht auf ein Strategievorhaben) betragen. Sie ist um einen mindestens ebenso hohen, aus privaten Mitteln zu 
erbringenden Eigenanteil von mindestens 50 Prozent (bei Hochschulen ist hier keine Projektpauschale möglich) zu 
ergänzen. Eine Kofinanzierung aus privaten Mitteln ist nach EU-Beihilferecht notwendig und fachlich geboten, da 
markt- und anwendungsorientierte Akteure die Hubstrukturen mittragen sollen, um die Nachfrageseite adäquat 
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abzubilden. Die Förderquote reduziert sich für Anschlussvorhaben ab der zweiten Förderphase. Somit wird über 
den Gesamtzeitraum der Förderung ein steigender Eigenanteil aus privaten und gegebenenfalls auch öffentlichen 
Mitteln erwartet, um langfristig selbsttragende Hub-Managementstrukturen zu etablieren.   

Förderfähige Aktivitäten des Hub-Managementvorhabens sind:   

– die in Nummer 2.1.1 aufgeführten Tätigkeiten,  

– die Betreuung des Transferhubs, Aktivitäten zur Förderung des Informationsaustauschs, Unterstützungsdienst-
leistungen für die Empfänger der Mittel der Förderformate,   

– Werbemaßnahmen, die darauf abzielen, neue Einrichtungen zur Beteiligung am Transferhub zu bewegen und die 
Sichtbarkeit des Transferhubs zu erhöhen,   

– die Verwaltung der Einrichtungen des Transferhubs,   

– die Organisation von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, Workshops, Konferenzen zur Förderung des 
Wissensaustauschs, Vernetzung und transnationalen Zusammenarbeit.   

b) ein oder mehrere Strategievorhaben („Hub-Strategie“) in Form eines Forschungs- und Entwicklungsvorhabens zur 
Entwicklung und fortlaufenden Weiterentwicklung einer umfassenden Hubstrategie (Einzelvorhaben oder Verbund-
vorhaben), mit einem Mittelbedarf von insgesamt bis zu 200 000 Euro pro Jahr (bei Hochschulen inklusive Projekt-
pauschale).   

Förderfähige Aktivitäten eines Strategievorhabens sind:   

– die Entwicklung und Weiterentwicklung der Hubstrategie,  

– industrielle Forschung, experimentelle Entwicklung, Durchführbarkeitsstudien zum Themenfeld des Transfer-
hubs,   

– die Entwicklung von Organisations- und Prozessinnovationen,   

– die Konzipierung und prototypische Anwendung neuartiger Ausbildungsmaßnahmen. 

Wenn sich ein Transferhub dazu entscheidet, auf die Beantragung eines separaten Strategievorhabens zu verzichten, 
müssen Aktivitäten zur Validierung und Weiterentwicklung der Hubstrategie Teil der Arbeitsplanung des Vorhabens 
des Hub-Managements sein. 

Die Aufzählungen in den Buchstaben a und b sind nicht abschließend und weitere förderfähige Aktivitäten sind mög-
lich. 

2.2 „Funnelförderung“ forschungsbasierter Transferprojekte 

Im Rahmen des Funnels sind als anschauliche Unterteilung des Innovationszyklus eine Orientierungsphase, eine 
Validierungsphase und eine Markteintrittsphase vorgesehen. Je nach Phase kommen unterschiedliche Förderformate 
zum Tragen, welche die Hubs selbstorganisiert auswählen und flexibel kombinieren können. Hierfür steht jedem 
Transferhub eine jährliche Funnelförderung von insgesamt bis zu 4,5 Millionen Euro (bei Hochschulen inklusive 
Projektpauschale) für konkrete Projekte zur Verfügung. Diese können für verschiedene Förderformate wie „Mini- 
Grants“, „Transfersprints“ oder „Innovation Fellowships“ verwendet werden. Weitere Informationen hierzu befinden 
sich auf der Webseite des BMFTR (https://www.bmftr.bund.de/DE/Forschung/TransferInDiePraxis/TransferinitiativeF. 
A.S.T/transferinitiative-F.A.S.T_node.html). 

Die Regelungen zur Beantragung, Bewilligung und Durchführung dieser Transferprojekte werden in einer nachfolgen-
den Förderbekanntmachung konkretisiert. 

Weitere Förderformate für Vorhaben im Funnel werden im Rahmen der „lernenden Fördermaßnahme F.A.S.T.“ ent-
weder Hub-übergreifend oder bedarfsspezifisch Hub-individuell und kokreativ mit dem BMFTR und dem von ihm 
beauftragten Service Desk entwickelt. 

Unterstützungsangebote 

Als vielversprechend bewertete Transferprojekte, für welche die oben genannten Fördermöglichkeiten des Förder-
programms F.A.S.T. nicht passfähig sind, zum Beispiel da sie einen höheren Mittelbedarf haben, sich zum Zeitpunkt 
der Beantragung der Funnelförderung noch vor der Unternehmensgründung befinden oder praxisnahen Unter-
stützungsbedarf benötigen, werden durch die Transferhubs bei der Akquise anderweitiger Fördermöglichkeiten unter-
stützt. Die Transferhubs nutzen hierfür ihre Netzwerke zu privaten und öffentlichen Fördermittelgebern, Unternehmen, 
Investorinnen und Investoren sowie zu praxisnahen Unterstützungsangeboten. 

3 Zuwendungsempfänger 

Voraussetzung für eine Zuwendung ist die geeignete Mitwirkung in einem Transferhub, der zur Förderung in der 
Konzept- oder Umsetzungsphase ausgewählt wurde; die Mitgliedschaft in einem Hubkonsortium ist hierfür keine 
Voraussetzung (siehe Nummer 7). 

Konzeptphase 

Antragsberechtigt sind Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, gemeinnützige Organisationen, Gebietskörperschaften sowie sonstige Einrichtungen (zum Beispiel Stiftun-
gen, Vereine, Verbände oder Wirtschaftskammern). 
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Umsetzungsphase   

a) „Basisförderung“ der Transferhubs   

Antragsberechtigt sind grundsätzlich nur diejenigen Einrichtungen, die als Mitglied eines Hubkonsortiums die 
Konzeptphase durchlaufen haben; hierbei ist es nicht relevant, inwieweit diese bereits eine eigene Förderung 
erhalten haben. Ein „Quereinstieg“ ohne Konzeptphase ist indes nicht zulässig.   

Eine Ergänzung oder ein Wechsel der Partnerkonstellation gegenüber der Konzeptphase ist möglich, sofern sich 
dies schlüssig aus dem begutachteten Konzept ableitet. Auch die Zusammenführung von Hubkonsortien zum Ende 
der Konzeptphase ist möglich.   

Antragsberechtigt sind Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, gemeinnützige Organisationen, Gebietskörperschaften, sonstige Einrichtungen (zum Beispiel Stiftun-
gen, Vereine, Verbände oder Wirtschaftskammern) zur Steuerung und Entwicklung der Transferhubs.   

b) „Funnelförderung“ forschungsbasierter Transferprojekte   

Antragsberechtigt sind Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, gemeinnützige Organisationen, Gebietskörperschaften sowie sonstige Einrichtungen (zum Beispiel Stif-
tungen, Vereine, Verbände oder Wirtschaftskammern). Voraussetzung ist, dass das jeweilige Vorhaben durch einen 
Transferhub ausgewählt wurde. 

Für alle Vorhaben gilt: 

Zum Zeitpunkt der Auszahlung einer gewährten Zuwendung wird das Vorhandensein einer Betriebsstätte oder Nie-
derlassung (Unternehmen), beziehungsweise einer sonstigen Einrichtung, die der nicht-wirtschaftlichen Tätigkeit des 
Zuwendungsempfängers dient (Hochschule, Forschungseinrichtung, Gebietskörperschaften sowie sonstige Einrich-
tungen, wie Stiftungen, Vereine und Verbände), in Deutschland verlangt. 

Die Beteiligung von Start-ups und kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) ist ausdrücklich erwünscht. Start-ups im 
Sinne dieser Förderrichtlinie sind Unternehmen, die weniger als fünf Jahre am Markt sind und über innovative Techno-
logien beziehungsweise Geschäftsmodelle verfügen. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne dieser Förder-
richtlinie sind Unternehmen, welche die Voraussetzungen der KMU-Definition der Europäischen Union (EU) erfüllen.5 

Der Antragsteller erklärt gegenüber der Bewilligungsbehörde seine Einstufung gemäß Anhang I AGVO im Rahmen des 
schriftlichen Antrags. 

Forschungseinrichtungen, die von Bund und/oder Ländern grundfinanziert werden, können neben ihrer institutionellen 
Förderung nur unter bestimmten Voraussetzungen eine Projektförderung für ihre zusätzlichen projektbedingten Aus-
gaben beziehungsweise Kosten bewilligt bekommen. 

Zu den Bedingungen, wann eine staatliche Beihilfe vorliegt/nicht vorliegt und in welchem Umfang beihilfefrei gefördert 
werden kann, siehe Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation 
(FuEuI-Unionsrahmen).6 

4 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen 

Umsetzungsphase: 

Die Transferhubs werden durch ein Hub-Management gesteuert. Das Hub-Managementteam sollte aus mindestens 
einer Person aus einer wissenschaftlichen Einrichtung und mindestens einer Person aus der Praxis (aus einem 
Unternehmen, einem unternehmerisch orientierten Verband und Ähnliches) bestehen und eine verantwortliche Spre-
cherin oder einen verantwortlichen Sprecher gegenüber dem Zuwendungsgeber benennen. Das Hub-Management ist 
verantwortlich für die Budgetsteuerung und organisiert die Entwicklung, Auswahl und Betreuung von Innovationsideen 
und -teams in den geförderten Transferprojekten (siehe Funnelförderung). Das Hub-Management ist verpflichtet, faire, 
bürokratiearme und transparente Auswahl- und Entscheidungsprozesse für die Transferprojekte zu definieren und 
umzusetzen. Diesbezügliche Vorgaben oder Auflagen des Zuwendungsgebers sind einzuhalten. 

Das Hub-Management ist im Sinne einer „lernenden Maßnahme“ verpflichtet, in einem engen Austausch mit dem vom 
BMFTR beauftragten Service Desk Antrags- und Förderprozesse sowie Förderformate zu reflektieren, weitere Modell-
projekte mitzuentwickeln und Innovationsteams sowie Hub-Partnereinrichtungen zu unterstützen. 

Für alle Vorhaben gilt: 

Für die geförderten Transferhubs und Umsetzungsprojekte sind übergreifende Begleitaktivitäten geplant, die unter 
anderem der Vernetzung, der Analyse der Ergebnisse und Erfahrungen auf der Ebene der geförderten Vorhaben, dem 
externen Monitoring, der Evaluation des Programms und der einzelnen Transferhubs sowie der Öffentlichkeitsarbeit 
dienen. Die Projektteilnehmenden sind verpflichtet, an den Monitoringaktivitäten teilzunehmen, Beiträge zu diesen 
Begleitaktivitäten zu liefern und gegebenenfalls an Veranstaltungen des BMFTR teilzunehmen. 

5 Vergleiche Anhang I AGVO beziehungsweise Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie 
der kleinen und mittleren Unternehmen, bekannt gegeben unter Aktenzeichen K (2003) 1422 (2003/361/EG) (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36): http:// 
eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE 

6 Mitteilung der EU-Kommission (2022/C 414/01) vom 28. Oktober 2022 (ABl. C 414 vom 28.10.2022, S. 1). 
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Die Partner eines Verbundprojekts regeln ihre Zusammenarbeit in einer schriftlichen Kooperationsvereinbarung. Vor 
der Förderentscheidung über ein Verbundprojekt muss eine grundsätzliche Übereinkunft über weitere vom BMFTR 
vorgegebene Kriterien nachgewiesen werden (vergleiche BMFTR-Vordruck Nummer 0110).7 

Alle Zuwendungsempfänger, auch Forschungseinrichtungen im Sinne von Artikel 2 (Nummer 83) AGVO, stellen sicher, 
dass im Rahmen des Verbunds keine indirekten (mittelbaren) Beihilfen an Unternehmen fließen. Dazu sind die Be-
stimmungen von Nummer 2.2 des FuEuI-Unionsrahmens zu beachten. 

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. 

Konzeptphase 

Für die Konzeptphase können Projekte als Einzelvorhaben oder als Verbundvorhaben mit maximal zwei Partnern 
beantragt werden. Der Förderzeitraum beträgt voraussichtlich drei Monate und das Vorhaben endet zwingen-
dermaßen spätestens am 28. Februar 2027. Die zuwendungsfähigen Ausgaben/Kosten dürfen unabhängig von der 
Partneranzahl 100 000 Euro (bei Hochschulen: inklusive Projektpauschale) insgesamt nicht übersteigen. 

Umsetzungsphase 

In der Umsetzungsphase können Projekte der Basisförderung der Transferhubs als Einzelvorhaben oder als Verbund-
vorhaben für Hub-Management und (Starter-)Strategievorhaben gefördert werden. Der Förderzeitraum beträgt maxi-
mal fünf Jahre ab Beginn des Hub-Managementvorhabens. Die Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben/Kosten für 
Vorhaben dieser Art beträgt pro Hub und pro Jahr maximal 500 000 Euro (insgesamt maximal 2,5 Millionen Euro) für 
die erste Förderphase (siehe Nummer 2.1). Ein Eigenanteil von mindestens 50 Prozent für das Hub-Managementvor-
haben ist aus privaten Mitteln zu erbringen (siehe Nummer 1.1 Förderziel und Nummer 2 Gegenstand der Förderung). 

Des Weiteren werden jedem Transferhub in der ersten Förderphase Mittel von bis zu 4,5 Millionen Euro jährlich für 
forschungsbasierte Transferprojekte bereitgestellt. Die Bedingungen und die Laufzeit für die unterschiedlichen 
Förderformate („Mini-Grants“, „Transfersprints“, „Innovation Fellowships“ etc.) werden in einer nachfolgenden 
Förderbekanntmachung festgelegt. 

Im Rahmen der forschungsbasierten Transferprojekte sind in der Umsetzungsphase grundsätzlich auch Ausgaben/ 
Kosten förderfähig, welche im Förderzeitraum dazu dienen, den geplanten Transferprozess beziehungsweise die Er-
gebnisse der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und über diese mit der Gesellschaft in den Austausch zu treten. Die 
Wissenschaftskommunikation ist die allgemeinverständliche, dialogorientierte Kommunikation und Vermittlung von 
Forschung und wissenschaftlichen Inhalten an Zielgruppen außerhalb der Wissenschaft.8 

Für alle Vorhaben gilt: 

Bemessungsgrundlage für Zuwendungen an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und für Vorhaben von 
Forschungseinrichtungen, die in den Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeiten9 fallen, sind in der Regel die zuwen-
dungsfähigen projektbezogenen Kosten. Diese können unter Berücksichtigung der beihilferechtlichen Vorgaben (siehe 
Anlage) anteilig finanziert werden. Nach BMFTR-Grundsätzen wird eine angemessene Eigenbeteiligung an den ent-
stehenden zuwendungsfähigen Kosten vorausgesetzt. 

Bemessungsgrundlage für Zuwendungen an Hochschulen, Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen und 
vergleichbare Institutionen, die nicht in den Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeiten fallen, sind in der Regel die 
zuwendungsfähigen projektbezogenen Ausgaben (bei Helmholtz-Zentren und der Fraunhofer-Gesellschaft die zuwen-
dungsfähigen projektbezogenen Kosten), die unter Berücksichtigung der beihilferechtlichen Vorgaben individuell bis 
zu 100 Prozent gefördert werden können. 

Bei nicht-wirtschaftlichen Forschungsvorhaben an Hochschulen und Universitätskliniken wird zusätzlich zu den durch 
das BMFTR finanzierten zuwendungsfähigen Ausgaben eine Projektpauschale in Höhe von 20 Prozent gewährt. 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben/Kosten richten sich nach den „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Ausgaben-
basis (AZA/AZAP/AZV)“ und/oder den „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ des BMFTR. 

CO2-Kompensationszahlungen für Dienstreisen können nach Maßgabe der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf 
Ausgabenbasis (AZA/AZAP/AZV)“ beziehungsweise der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von Un-
ternehmen der gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ als zuwendungsfähige Ausgaben beziehungsweise Kosten anerkannt 
werden. Reisen sollten im Sinne der Nachhaltigkeit soweit möglich beschränkt werden. 

Die Vorgaben der De-minimis-Verordnung sind zu berücksichtigen (siehe Anlage). 

Für die Festlegung der jeweiligen zuwendungsfähigen Kosten und die Bemessung der jeweiligen Förderquote sind die 
Vorgaben der AGVO zu berücksichtigen (siehe Anlage). 

Nicht förderfähig sind Baumaßnahmen oder aus Mitteln der Grundfinanzierung zu bestreitende Investitionen. 

7 https://foerderportal.bund.de/easy/easy_index.php?auswahl=easy_formulare, Bereich BMFTR, Allgemeine Vordrucke und Vorlagen für Berichte. 
8 Siehe hierzu auch die Handreichung (FAQ) des BMFTR zur Wissenschaftskommunikation: https://www.bmftr.bund.de/SharedDocs/Publikationen/ 

DE/1/668936_Wissenschaftskommunikation_in_der_Projektfoerderung.html 
9 Zur Definition der wirtschaftlichen Tätigkeit siehe Hinweise in Nummer 2 der Mitteilung der EU-Kommission zum Beihilfebegriff (ABl. C 262 vom 

19.7.2016, S. 1) und Nummer 2 des FuEuI-Unionsrahmens. 
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6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Kostenbasis werden grundsätzlich die „Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen auf Kostenbasis des Bundesministeriums für Bildung und Forschung an gewerbliche Unternehmen für 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben“ (NKBF 2017). 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Ausgabenbasis werden grundsätzlich die „Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen auf Ausgabenbasis des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zur Projektförderung“ (NABF) 
sowie die „Besonderen Nebenbestimmungen für den Abruf von Zuwendungen im mittelbaren Abrufverfahren im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung“ (BNBest-mittelbarer Abruf-BMBF), sofern die 
Zuwendungsmittel im sogenannten Abrufverfahren bereitgestellt werden. 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Ausgabenbasis werden die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften“ 
(ANBest-Gk) und die „Besonderen Nebenbestimmungen für Zuwendungen des BMBF zur Projektförderung auf Aus-
gabenbasis“ (BNBest-BMBF 98) sowie die „Besonderen Nebenbestimmungen für den Abruf von Zuwendungen im 
mittelbaren Abrufverfahren im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung“ (BNBest-mittel-
barer Abruf-BMBF), sofern die Zuwendungsmittel im sogenannten Abrufverfahren bereitgestellt werden. 

Zur Durchführung von Erfolgskontrollen im Sinne von Verwaltungsvorschrift Nummer 11a zu § 44 BHO sind die 
Zuwendungsempfänger verpflichtet, die für die Erfolgskontrolle notwendigen Daten dem BMFTR oder den damit 
beauftragten Institutionen zeitnah zur Verfügung zu stellen. Die Informationen werden ausschließlich im Rahmen der 
Begleitforschung und der gegebenenfalls folgenden Evaluation verwendet, vertraulich behandelt und so anonymisiert 
veröffentlicht, dass ein Rückschluss auf einzelne Personen oder Organisationen nicht möglich ist. 

Das BMFTR unterstützt die Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftlicher Weiterqualifizierung in BMFTR-Projek-
ten. Änderungen in BMFTR-geförderten Projekten an Hochschulen oder institutionell geförderten Forschungseinrich-
tungen, die aufgrund familienbedingter Ausfallzeiten von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in frühen Karrie-
rephasen sinnvoll und notwendig sind, werden mit geringem administrativem Aufwand gewährt. Insbesondere 
kommen Verlängerungen der Projektlaufzeit und, soweit erforderlich, zusätzliche Mittel für die den familienbedingten 
Ausfallzeiten entsprechenden Nachholzeiten in Betracht. Ausreichend ist ein entsprechender, kurz begründeter 
schriftlicher Antrag (per E-Mail) von der Projektleitung an das zuständige Fachreferat bzw. den zuständigen Projekt-
träger. Voraussetzung für eine solche Änderung des Vorhabens ist, dass die Nachwuchswissenschaftlerin bezie-
hungsweise der Nachwuchswissenschaftler einen Beitrag zur Erreichung des Projektziels leistet. 

Wenn der Zuwendungsempfänger seine aus dem Forschungsvorhaben resultierenden Ergebnisse als Beitrag in einer 
wissenschaftlichen Zeitschrift veröffentlicht, so soll dies so erfolgen, dass der Öffentlichkeit der unentgeltliche elek-
tronische Zugriff (Open Access) auf den Beitrag möglich ist. Dies kann dadurch erfolgen, dass der Beitrag in einer der 
Öffentlichkeit unentgeltlich zugänglichen elektronischen Zeitschrift veröffentlicht wird. Erscheint der Beitrag zunächst 
nicht in einer der Öffentlichkeit unentgeltlich elektronisch zugänglichen Zeitschrift, so soll der Beitrag – gegebenenfalls 
nach Ablauf einer angemessenen Frist (Embargofrist) – der Öffentlichkeit unentgeltlich elektronisch zugänglich ge-
macht werden (Zweitveröffentlichung). Im Fall der Zweitveröffentlichung soll die Embargofrist zwölf Monate nicht 
überschreiten. Das BMFTR begrüßt ausdrücklich die Open-Access-Zweitveröffentlichung von aus dem Vorhaben 
resultierenden wissenschaftlichen Monographien. 

Zuwendungsempfänger sind angehalten, geeignete Maßnahmen zur Wissenschaftskommunikation im Zusammen-
hang mit ihrem Forschungsprozess und den Forschungsergebnissen einzuplanen und darzulegen. Bei Verbund-
vorhaben sollen die Verbundpartner eine gemeinsame Strategie zur Wissenschaftskommunikation entwickeln. 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (inklusive Start-ups und KMU) werden zu Maßnahmen zur Wissenschafts-
kommunikation ermutigt, ohne dass dies als Kriterium bei der Förderentscheidung des Zuwendungsgebers berück-
sichtigt wird. 

7 Verfahren 

7.1 Einschaltung eines Projektträgers, Antragsunterlagen, sonstige Unterlagen und Nutzung des elektronischen 
Antragssystems 

Mit der Abwicklung der Fördermaßnahme hat das BMFTR derzeit folgenden Projektträger beauftragt, der auch 
Ansprechpartner für alle Fragen zu den Bewerbungs- und Förderbedingungen ist: 

Projektträger Jülich 
Forschungszentrum Jülich GmbH 
Geschäftsbereich GTI 
Postfach 61 02 47 
10923 Berlin 
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Ansprechpartnerinnen: 

Dr. Kirsten Kunkel und Dr. Isabel Schäfer 
Beratungstelefon: 030/20199-3676 
E-Mail: FAST@ptj.de 

Soweit sich hierzu Änderungen ergeben, wird dies im Bundesanzeiger oder in anderer geeigneter Weise bekannt 
gegeben. 

Auf der Webseite des BMFTR unter https://www.bmftr.bund.de/DE/Forschung/TransferInDiePraxis/TransferinitiativeF. 
A.S.T/transferinitiative-F.A.S.T_node.html sowie durch den Projektträger werden weitere Informationen zur Förder-
maßnahme zur Verfügung gestellt. 

Vordrucke für Förderanträge, Richtlinien, Merkblätter, Hinweise und Nebenbestimmungen können unter der Internet-
adresse 

https://foerderportal.bund.de/easy/easy_index.php?auswahl=formularschrank_foerderportal&formularschrank=bmftr 

abgerufen oder unmittelbar beim oben angegebenen Projektträger angefordert werden. 

Zur Erstellung von Konzeptskizzen und förmlichen Förderanträgen ist das elektronische Antragssystem „easy-Online“ 
zu nutzen (https://foerderportal.bund.de/easyonline). Es besteht die Möglichkeit, den Antrag in elektronischer Form 
über dieses Portal unter Nutzung des TAN-Verfahrens oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur einzu-
reichen. Daneben bleibt weiterhin eine Antragstellung in Papierform möglich. 

7.2 Organisation des Verfahrens 

Die Fördermaßnahme ist modular angelegt und gliedert sich einerseits in die Förderung von Transferhubs als zentrale 
Akteure sowie andererseits in die Umsetzung konkreter, von den Transferhubs ausgewählter, forschungsbasierter 
Transferprojekte. 

Das wettbewerbliche Auswahl- und Antragsverfahren für die Transferhubs ist mehrstufig angelegt (siehe Nummern 
7.2.1 und 7.2.2). Die Auswahl erfolgt durch das BMFTR; es behält sich vor, sich durch unabhängige Expertinnen und 
Experten beraten zu lassen. Für die Konzeptphase werden innovative Konsortien auf Basis von eingereichten 
Konzeptskizzen ausgewählt, die eine Förderung zur Ausarbeitung eines umfassenden Konzepts für den Aufbau und 
Betrieb eines Transferhubs erhalten. In der Konzeptphase kann ein Einzelvorhaben oder ein Verbundvorhaben mit 
maximal zwei Partnern gefördert werden. Auf Basis dieser Konzepte werden unter Einbeziehung eines vom BMFTR 
einberufenen Begutachtungsgremiums circa sechs Transferhubs für eine konzeptionell auf zehn Jahre angelegte Um-
setzungsphase ausgewählt und aufgefordert, für zunächst fünf Jahre formale Förderanträge für eine Basisförderung 
des Hubs einzureichen (gerechnet ab Beginn des Vorhabens des Hub-Managements). 

Es ist zu erwarten, dass der Aufbau sich gänzlich selbsttragender Transferhubs einen Zeitraum von mindestens zehn 
Jahren benötigt und damit deutlich über den mit dieser Förderrichtlinie geregelten Zeitraum hinausgeht. Vor diesem 
Hintergrund ist vorgesehen, die Aktivitäten der Transferhubs circa drei und sieben Jahre nach Beginn der Basis-
förderung der Transferhubs zu evaluieren. Sofern die angestoßenen Entwicklungen einen wirksamen Beitrag zum 
Erreichen der förderpolitischen Ziele leisten, kann eine zweite Umsetzungsphase gefördert werden. 

7.2.1 Antrags- und Auswahlverfahren für die Konzeptphase   

a) Vorlage und Auswahl von Konzeptskizzen   

In der ersten Verfahrensstufe legen die interessierten Konsortien dem Projektträger bis spätestens zum 31. August 
2026 (12.00 Uhr) Konzeptskizzen für einen Transferhub in deutscher Sprache im Umfang von maximal 10 DIN-A4- 
Seiten (1,5-zeilig, Schriftgrad 11) in elektronischer Form vor. Zusätzlich sind eine kurze Vorhabenbeschreibung 
nach den Richtlinien des BMFTR für Zuwendungen auf Ausgaben- beziehungsweise Kostenbasis sowie förmliche 
Förderanträge (AZA, AZAP, AZV oder AZK-Formulare) für die Konzeptphase mit Laufzeitende am 28. Februar 2027 
sowie gegebenenfalls notwendige Anlagen vorzulegen. Die Einreichung der genannten Unterlagen erfolgt über das 
Portal „easy-Online“ (https://foerderportal.bund.de/easyonline). Nähere Informationen hierzu enthält eine vom 
BMFTR zur Verfügung gestellte Vorlage für Konzeptskizzen (siehe unten).   

Bei Verbundprojekten reicht nur die Verbundkoordination die mit dem Verbundpartner abgestimmte gemeinsame 
Konzeptskizze ein. Die Aufforderung zur Einreichung von Vorhabenbeschreibungen und Formanträgen gilt jedoch 
für beide Partnereinrichtungen, damit im Falle eines positiven Auswahlergebnisses eine schnelle Bewilligung des 
Fördervorhabens der Konzeptphase erfolgen kann. 

Die Vorlagefrist gilt nicht als Ausschlussfrist. Konzeptskizzen, die nach dem oben angegebenen Zeitpunkt ein-
gehen, können aber möglicherweise nicht mehr berücksichtigt werden. 

Die Konzeptskizze soll Lösungsansätze zu der unter Punkt 1 beschriebenen Zielsetzung beschreiben und Vor-
schläge zu deren Umsetzung darstellen. Mögliche Leitfragen hierbei sind:   

– Welcher Schlüsseltechnologie oder welchen Schlüsseltechnologien ordnet sich das Hubkonsortium zu? Welche 
wissenschaftlich-technischen Schwerpunkte innerhalb des Themenfeldes soll der vorgeschlagene Transferhub 
insbesondere adressieren? Warum sind diese besonders relevant für Transfer?   

– Welche Ziele verfolgt der Hub? Welche Transfer- und Innovationspotenziale sollen gehoben werden und wie?  

– Welche Transferhemmnisse identifizieren Sie in Ihrem Themenfeld und welche Ansätze, Methoden und konkre-
ten Maßnahmen verfolgt der vorgeschlagene Transferhub, um diese Hemmnisse zu überwinden? 
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– Inwieweit verfügen Sie über wissenschaftliche und wirtschaftliche Expertise im Themenfeld Ihres Transferhubs? 
Welche Erfahrungen und nachweisbaren Erfolge haben Sie mit der wirtschaftlichen Verwertung von Forschungs-
ergebnissen? Welche Zugänge haben Sie zu Unternehmen und Innovationsbedarfen aus der Wirtschaft?  

– Was ist der Ausgangspunkt Ihres Transferhubs im Bereich Transfer? Gegebenenfalls: An welche bei Ihnen vor-
handenen Transferstrukturen knüpfen Sie an? Aus welchem Partnerkonsortium besteht der skizzierte Hub aktuell 
(inklusive Rollenverteilung) und wie soll sich das Partnerkonsortium strategisch weiterentwickeln? Wie soll die 
Zusammenarbeit mit anderen, im Bundesgebiet existierenden Transferstrukturen erfolgen? Wie steht die von 
Ihnen entwickelte Idee für einen Transferhub im Verhältnis zu vorangegangenen und/oder laufenden Forschun-
gen/Entwicklungen/Untersuchungen?  

– Welches Alleinstellungsmerkmal könnte der Transferhub vorweisen? Was unterscheidet Sie von möglichen Wett-
bewerbern in dem Technologiefeld?  

– Mit welchen Herangehensweisen, Maßnahmen und Methoden wollen Sie den Transferhub insgesamt ent-
wickeln? Welche Konzepte, Transferexpertise und Ressourcen haben Sie für Screening und Scouting von Ideen 
und Teams, für den Hub-Marktplatz, für das Matching von Nachfrage und Angeboten sowie für die Unter-
stützungsangebote (inklusive IP-Expertise und Beratung)?   

– Wie wollen Sie den Transferhub managen? Welche Strukturen und Prozesse sehen Sie für die strategische 
Entwicklung des Hubs sowie für die Auswahl und Verteilung von Fördermitteln für konkrete Vorhaben der Trans-
ferförderung in den unterschiedlichen Phasen der Funnelförderung vor?  

– Auf welchem Wege wollen Sie die notwendige Kofinanzierung aus privaten Mitteln im Hub-Managementvorha-
ben der Basisförderung des Transferhubs kurzfristig erreichen und dauerhaft sicherstellen?  

– Welche Maßnahmen zur Kommunikation des Transferprozesses und der Forschungs- beziehungsweise Trans-
ferergebnisse könnten Sie sich vorstellen? Welche Beteiligung der interessierten und allgemeinen Öffentlichkeit 
durch Vermittlungs-, Dialog- und Beteiligungsformate erscheint aus Ihrer Sicht sinnvoll?   

Es steht den Antragstellenden frei, weitere Punkte aufzugreifen, die ihrer Auffassung nach für die Bewertung ihres 
Projektvorschlags von Bedeutung sind. Eine verbindlich zu verwendende Vorlage mit weiteren Erläuterungen für 
die Erstellung der Konzeptskizze (inklusive Anlagen) wird auf der BMFTR-Webseite https://www.bmftr.bund.de/DE/ 
Forschung/TransferInDiePraxis/TransferinitiativeF.A.S.T/transferinitiative-F.A.S.T_node.html und durch den Pro-
jektträger zur Verfügung gestellt. Konzeptskizzen, die den formalen Anforderungen der Vorlage nicht genügen, 
können ohne weitere Prüfung abgelehnt werden.   

Als Anlagen zur Skizze sind verpflichtend beizufügen:  

– ein Video mit einer Länge von maximal drei Minuten. Das Video sollte eine anschauliche und allgemeinverständ-
liche Präsentation der Konzeptidee sowie eine kurze Vorstellung der zentralen Teammitglieder, deren persön-
liche Motivation und der relevanten Partnereinrichtungen beinhalten. Sofern das Vorhaben zur Förderung in der 
Konzeptionsphase ausgewählt wird, kann das Video in Abstimmung mit den Antragstellenden vom Zuwendungs-
geber für Öffentlichkeitsarbeit etc. verwendet werden. Das Video ist auf einer vom BMFTR genutzten Internet-
plattform hochzuladen; nähere Informationen hierzu enthält die oben genannte Vorlage für Konzeptskizzen,  

– Kurzlebensläufe und ein kurzes Motivationsschreiben der zentralen Mitglieder des Hubteams (insgesamt maxi-
mal zwei Seiten pro Mitglied),  

– eine Liste der Partnereinrichtungen des Transferhubs, inklusive kurzer Erläuterung der geplanten Rolle und Auf-
gaben im zukünftigen Transferhub; die Einreichung entsprechender Zusageschreiben ist optional und  

– eine Bestätigung der zentralen Mitglieder des Hubteams, dass ihr Projektvorschlag von der Leitung der jewei-
ligen Einrichtung unterstützt wird; eine förmliche Unterschrift ist nur für diejenigen Einrichtungen notwendig, die 
eine Förderung in der Konzeptphase anstreben.   

Weitere Anlagen sind zulässig, werden gegebenenfalls jedoch nicht in die Skizzenbewertung einbezogen. Die oben 
genannten Unterlagen müssen für sich allein genommen begutachtungsfähig sein. 

Die eingegangenen Konzeptskizzen werden durch den Projektträger formal geprüft und vom BMFTR – gegebenen-
falls unter Hinzuziehung externer Expertinnen und Experten – hinsichtlich ihres Beitrags zur Erreichung der Ziele 
dieser Fördermaßnahme (Nummer 1.1 Zuwendungszweck) bewertet: Besondere Beachtung finden dabei folgende 
Kriterien:   

– Vision eines bundesweit agierenden Transferhubs im Sinne eines Marktplatzes für das Matching zwischen der 
Nachfrage aus Unternehmen und Ideen, Erkenntnissen sowie Innovationsteams aus der Forschung,   

– Passfähigkeit des Transferkonzepts zu einer Schlüsseltechnologie der Hightech Agenda Deutschland,   

– nachgewiesene Expertise des vorgeschlagenen Hubkonsortiums, sowohl im Bereich exzellenter Wissenschaft 
als auch auf den Feldern erfolgreicher wirtschaftlicher Verwertung von Innovationen aus der Wissenschaft, 
anwendungsorientierter Forschungs- und sonstiger Transferleistungen (zum Beispiel Ausgründungen) sowie 
regionaler Verwertungspfade,   

– nachgewiesene Expertise in Screening-/Scouting- und Matching-Aufgaben sowie IP-Kenntnisse,   

– Passfähigkeit des Governance-Konzepts sowie der Hubmanagement-Strukturen und -Methoden, mit denen eine 
überregionale Bestenauslese bei der Auswahl von Vorhaben für die Funnelförderung sichergestellt wird, 
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– Bereitschaft und Kompetenz, eine Ausgestaltung spezifischer Förderformate der Funnelförderung, in kokreativer 
Zusammenarbeit mit dem BMFTR und dem Service Desk, zu entwickeln,   

– Konzept zur kurz- und langfristigen Bereitstellung der Kofinanzierung des Transferhubs aus privaten Mitteln.   

Weiterhin werden die zusammen mit der Skizze eingereichte Vorhabenbeschreibung und Antragsformulare für die 
geförderte Konzeptphase nach folgenden Kriterien bewertet:   

– Nachvollziehbarkeit und Angemessenheit der Arbeitsplanung und Ressourcenschätzung,   

– Zielorientierung und Realisierungschancen der Planung.   

Auf Grundlage der eingereichten Skizzen werden circa zwölf Hubteams für eine Förderung in der Konzeptphase 
ausgewählt. Die ausgewählten Hubteams werden aufgefordert, den bereits über „easy-Online“ eingereichten För-
derantrag zu bestätigen oder gegebenenfalls Änderungen vorzunehmen. Die geförderte Konzeptphase wird nach 
derzeitigem Planungsstand am 1. Dezember 2026 beginnen und bis zum 28. Februar 2027 dauern. Am Ende der 
Konzeptphase reichen die Hubteams ein ausgearbeitetes, umfassendes Hub-Konzept ein. 

Es wird empfohlen, vor der Einreichung einer Skizze zwecks Abklärung der Passfähigkeit Kontakt mit dem beauf-
tragten Projektträger aufzunehmen.   

b) Vorlage förmlicher Förderanträge und Entscheidungsverfahren für die Konzeptphase 

Die bereits mit der Skizze formal eingereichten Förderanträge der für eine Förderung in der Konzeptphase aus-
gewählten Hubteams werden anhand folgender Kriterien geprüft:   

– Zuwendungsfähigkeit der beantragten Mittel,   

– Notwendigkeit und Angemessenheit der beantragten Mittel,   

– Umsetzung eventueller Auflagen aus der Begutachtung der Skizze.   

Anträge, die mehr als vier Wochen nach Zugang der positiven Auswahlentscheidung nicht bestätigt oder geändert 
formal erneut eingereicht worden sind, können möglicherweise nicht mehr berücksichtigt werden.   

Entsprechend der oben angegebenen Kriterien und Bewertung wird nach abschließender Antragsprüfung über eine 
Förderung entschieden. 

7.2.2 Basisförderung der Transferhubs   

a) Vorlage und Auswahl der in der Konzeptphase erstellten Hub-Konzepte   

Die in der Konzeptphase geförderten Hubteams legen dem Projektträger bis spätestens zum 28. Februar 2027 
(23.59 Uhr) ihre ausgearbeiteten, umfassenden Hub-Konzepte für eine Umsetzungsphase per E-Mail in deutscher 
Sprache im Umfang von maximal 40 DIN-A4-Seiten (1,5-zeilig, Schriftgrad 11) in elektronischer Form vor. Optional 
kann mit der Konzepteinreichung unmittelbar zudem ein Antrag für ein initiales Starter-Strategievorhaben mit 
maximal sechsmonatiger Laufzeit beantragt werden. Hierzu wären eine kurze Vorhabenbeschreibung nach den 
Richtlinien des BMFTR für Zuwendungen auf Ausgaben- beziehungsweise Kostenbasis sowie förmliche Förder-
anträge (AZA, AZAP, AZV oder AZK-Formulare) zu erstellen. Alle Dokumente und gegebenenfalls notwendige 
Anlagen sind über das Portal „easy-Online“ (https://foerderportal.bund.de/easyonline) vorzulegen. Nähere Infor-
mationen hierzu enthält die vom BMFTR zur Verfügung gestellte Vorlage für die Konzepte (siehe unten).   

Die Vorlagefrist gilt nicht als Ausschlussfrist. Konzepte, die nach dem oben angegebenen Zeitpunkt eingehen, 
können aber möglicherweise nicht mehr berücksichtigt werden.   

Für die Erstellung des Hub-Konzepts ist zwingendermaßen die vom Projektträger zu Beginn der geförderten 
Konzeptphase zur Verfügung gestellte Gliederungsvorlage zu verwenden. Es wird empfohlen, sich an den Zielen 
in Nummer 1.1 der Förderrichtlinie zu orientieren, die Elemente der initialen Konzeptskizze aufzugreifen und Vor-
schläge zu deren Umsetzung zu detaillieren. Zusätzlich näher ausgeführt werden sollen insbesondere Planungen 
zum Screening und Scouting, zum Matching, zur Governance des Transferhubs sowie zur Ausgestaltung der Aus-
wahl, gegebenenfalls Administrierung und Begleitung von zu fördernden Transfervorhaben (inklusive geeigneter 
Compliance-Regelungen) sowie der Stand der Planungen zur verbindlichen Akquise von Mitteln zur Kofinanzierung 
des Hubs, Erläuterungen zu Nachhaltigkeitsbemühungen für die Projektergebnisse sowie Angaben zu möglichen 
Erfolgsfaktoren des Transferhubs. Die für die Leitung des Hubs vorgesehene(n) Person(en) soll(en) in geeigneter 
Weise vorgestellt werden. Ergänzend werden Planungen zur Wissenschaftskommunikation sowie zur Beteiligung 
der interessierten und allgemeinen Öffentlichkeit durch Vermittlungs-, Dialog- und Beteiligungsformate erwartet.   

Die Bewertung erfolgt hinsichtlich des übergeordneten Zuwendungsziels und der in den Nummern 1.1 und 1.2 
genannten Zielstellungen. Dabei werden die bereits bei der Skizzenauswahl relevanten Kriterien (mit dem Anspruch 
einer angemessenen Weiterentwicklung) sowie folgende zusätzliche Kriterien angelegt:   

– Zusammensetzung des Konsortiums auf Personen- und Institutionsebene (Partnerkonstellation),   

– Strategie zur Weiterentwicklung des Hub-Konsortiums und -Netzwerks,   

– Relevanz und Passfähigkeit der vorgeschlagenen Maßnahmen zur Entwicklung und Umsetzung des Screenings 
und Scoutings sowie Matchings,  

– Passfähigkeit und Umsetzbarkeit der vorgeschlagenen Methoden und Formate für die Begleitung und Unterstüt-
zung der Transferprojekte,   

– Exzellenz und Expertise der für die praktische Umsetzung der Fördermaßnahme vorgesehenen Person(en), 
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– Umfang und Belastbarkeit der Zusagen für eine Kofinanzierung des Hubs aus privaten Mitteln,  

– Eignung der vorgeschlagenen Erfolgsfaktoren zur Beurteilung der Entwicklungsschritte und Erfolge des Trans-
ferhubs.   

Voraussichtlich werden Vertreterinnen und Vertreter der Hubkonsortien dazu eingeladen, ihre Konzepte dem 
BMFTR und einem externen Expertinnen- und Expertengremium zu präsentieren. Die Präsentationen finden 
voraussichtlich im März 2027 statt. Auf Basis der Bewertung der vorgelegten Konzepte, ergänzt um den Eindruck 
aus der persönlichen Präsentation, werden die für eine Förderung geeigneten circa sechs Transferhubs aus-
gewählt. Es wird nicht zwingendermaßen ein Hub pro Schlüsseltechnologie ausgewählt; der Zuwendungsgeber 
behält sich vor, mit der Auswahl nicht alle sechs Schlüsseltechnologien abzudecken. Denkbar ist auch eine inter-
disziplinäre Kombination verschiedener Schlüsseltechnologien oder eine Fokussierung auf ein spezifisches, 
relevantes Teilgebiet einer Schlüsseltechnologie. Ausschlaggebend ist die Qualität der Bewerbung. Das Auswahl-
ergebnis wird den Bewerberinnen und Bewerbern schriftlich mitgeteilt.   

b) Vorlage förmlicher Zuwendungsanträge für ein Hub-Managementvorhaben und ein Strategievorhaben   

Als Basisförderung können die ausgewählten Transferhubs in einem oder gegebenenfalls mehreren Vorhaben mit 
unterschiedlichen Antragstellerinnen und Antragstellern die Förderung des Hubs im Bereich Hub-Management 
sowie im Bereich der Strategieentwicklung beantragen. Die in Nummer 7.2.2 Buchstabe a genannte Möglichkeit 
eines Starter-Strategievorhabens ist dabei als erstes Element der Strategieentwicklung aufzufassen. Eine Zuord-
nung möglicher Aktivitäten der Hubs zu den Bereichen Management und Strategie wird Teil eines zur Verfügung 
gestellten Leitfadens sein.   

Die gegebenenfalls zusammen mit dem Konzept eingereichte(n) Vorhabenbeschreibung(en) und Antragsformulare 
für ein Starter-Strategievorhaben mit einer Laufzeit von maximal sechs Monaten werden nach folgenden Kriterien 
bewertet:   

– Nachvollziehbarkeit und Angemessenheit der Arbeitsplanung und Ressourcenschätzung,   

– Zielorientierung und Realisierungschancen der Planung.   

Die weiteren Förderanträge für Hub-Management und gegebenenfalls Strategievorhaben sind entsprechend der 
geltenden Richtlinien des BMFTR für Anträge auf Zuwendung auf Ausgaben- beziehungsweise Kostenbasis zu 
stellen.   

Das BMFTR und der vom BMFTR beauftragte Service Desk prüfen die eingegangenen Anträge auf die inhaltliche 
Übereinstimmung mit den begutachteten Konzepten, die Umsetzung eventueller Auflagen aus der Begutachtung 
und die Angemessenheit sowie die Zuwendungsfähigkeit der beantragten Ausgaben/Kosten. Entsprechend der 
oben angegebenen Kriterien wird nach abschließender Antragsprüfung über eine Förderung entschieden. 

7.2.3 Förderformate der Funnelförderung 

Für die Unterstützung von Vorhaben der im Rahmen dieser Fördermaßnahme adressierten Innovationsphasen 
(Orientierung, Validierung und Marktvorbereitung) sind unterschiedliche Arten von Vorhaben vorgesehen. Diese kön-
nen Förderformate wie „Mini-Grants“, „Transfersprints“, „Innovation Fellowships“ und „Transfer Scale-ups“ sowie 
gegebenenfalls weitere Formate umfassen. Die Hubs wählen diese Vorhaben selbstständig und auf der Grundlage 
eines vom BMFTR freigegebenen Governance-Konzepts aus und schlagen die Vorhaben dem BMFTR anschließend 
zur Förderung vor. 

Es ist vorgesehen, dass die Hubs in Abhängigkeit ihrer Organisation und ihrer administrativen Leistungsfähigkeit die 
Möglichkeit erhalten, kleine Vorhaben (hinsichtlich des Fördermittelbedarfs) in der frühen Phase der Funnelförderung 
(zum Beispiel „Mini-Grants“) vollständig oder weitgehend selbst zu vergeben und zu administrieren; bei den stark 
mittelwirksamen Projekten erfolgt die fördertechnische Umsetzung zwingend durch den vom BMFTR beauftragten 
Service Desk. 

Details zur Definition und den Förderbedingungen der einzelnen Förderformate der Funnelförderung werden zu ge-
gebener Zeit in einer nachfolgenden Förderbekanntmachung des BMFTR veröffentlicht. 

7.2.4 Zwischenevaluation der Transferhubs 

Etwa drei und etwa sieben Jahre nach Beginn der Basisförderung der circa sechs Transferhubs ist eine individuelle 
Begutachtung der Tätigkeiten der einzelnen Hubs vorgesehen. 

Hierfür sind von den Transferhubs erweiterte Hub-Konzepte vorzulegen, die sowohl eine Soll-Ist-Analyse der bis-
herigen Entwicklung als auch ihre mittel- bis langfristige Perspektive, insbesondere unter dem Gesichtspunkt des 
Aufbaus sich dauerhaft selbsttragender Strukturen, beinhalten sollen. 

Über weitere Details hinsichtlich des Verfahrens der Evaluation werden die geförderten Transferhubs circa zwölf 
Monate vor der vom BMFTR noch zu setzenden Frist zur Einreichung eines erweiterten Transferhub-Konzepts schrift-
lich informiert. Das BMFTR behält sich ein Verfahren mit einer Vor-Ort-Begehung und der Einbindung externer Gut-
achterinnen und Gutachter vor. 

7.3 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, die §§ 23, 44 BHO und die 
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hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen von den 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zugelassen worden sind. Der Bundesrechnungshof ist gemäß § 91 BHO zur 
Prüfung berechtigt. 

8 Geltungsdauer 

Diese Förderrichtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 

Die Laufzeit dieser Förderrichtlinie ist bis zum Zeitpunkt des Auslaufens ihrer beihilferechtlichen Grundlage, der AG-
VO, zuzüglich einer Anpassungsperiode von sechs Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2027, beziehungsweise der 
De-minimis-Verordnung, zuzüglich einer Anpassungsperiode von sechs Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2031, 
befristet. Sollte die zeitliche Anwendung der AGVO und der De-minimis-Verordnung ohne die Beihilferegelung be-
treffende relevante inhaltliche Veränderungen verlängert werden, verlängert sich die Laufzeit dieser Förderrichtlinie 
entsprechend, aber nicht über den 31. Dezember 2038 hinaus. Sollte die AGVO oder die De-minimis-Verordnung nicht 
verlängert und durch eine neue AGVO beziehungsweise De-minimis-Verordnung ersetzt werden oder sollten relevante 
inhaltliche Veränderungen der derzeitigen AGVO oder der derzeitigen De-minimis-Verordnung vorgenommen werden, 
wird eine den dann geltenden Freistellungsbestimmungen entsprechende Nachfolge-Förderrichtlinie bis mindestens 
31. Dezember 2038 in Kraft gesetzt werden. 

Berlin, den 12. Juni 2026 

Bundesministerium 
für Forschung, Technologie und Raumfahrt 

Im Auftrag 
Chr is t ian Th ie l  
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Anlage 

Für diese Förderrichtlinie gelten die folgenden beihilferechtlichen Vorgaben: 

1 Beihilfen nach AGVO 

1.1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Rechtmäßigkeit der Beihilfe ist nur dann gegeben, wenn im Einklang mit Artikel 3 AGVO alle Voraussetzungen des 
Kapitels I AGVO sowie die für die bestimmte Gruppe von Beihilfen geltenden Voraussetzungen des Kapitels III erfüllt 
sind. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß der Rechtsprechung der Europäischen Gerichte die nationalen Ge-
richte verpflichtet sind, eine Rückforderung anzuordnen, wenn staatliche Beihilfen unrechtmäßig gewährt wurden. 

Staatliche Beihilfen auf Grundlage der AGVO werden nicht gewährt, wenn ein Ausschlussgrund nach Artikel 1 Absatz 2 
bis 6 AGVO gegeben ist. Dies gilt insbesondere, wenn das Unternehmen einer Rückforderungsanordnung aufgrund 
eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbar-
keit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist. 

Gleiches gilt für eine Beihilfengewährung an Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition nach Artikel 2 
Absatz 18 AGVO. Ausgenommen von diesem Verbot sind allein Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 nicht 
bereits in Schwierigkeiten befanden, aber im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2021 zu Unternehmen in 
Schwierigkeiten wurden nach Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c AGVO. 

Diese Bekanntmachung gilt nur im Zusammenhang mit Beihilfen, die einen Anreizeffekt nach Artikel 6 AGVO haben. 
Der in diesem Zusammenhang erforderliche Beihilfeantrag muss mindestens die folgenden Angaben enthalten:   

a) Name und Größe des Unternehmens,   

b) Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und des Abschlusses,   

c) Standort des Vorhabens,   

d) die Kosten des Vorhabens sowie   

e) die Art der Beihilfe (zum Beispiel Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlbarer Vorschuss oder Kapitalzuführung) und 
Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen Finanzierung. 

Mit dem Antrag auf eine Förderung im Rahmen dieser Förderrichtlinie erklärt sich der Antragsteller bereit:   

– zur Mitwirkung bei der Einhaltung der beihilferechtlichen Vorgaben;   

– zur Vorlage von angeforderten Angaben und/oder Belegen zum Nachweis der Bonität und der beihilferechtlichen 
Konformität;   

– zur Mitwirkung im Fall von Verfahren (bei) der Europäischen Kommission.10 

Der Zuwendungsempfänger ist weiter damit einverstanden, dass:   

– das BMFTR alle Unterlagen über gewährte Beihilfen, die die Einhaltung der vorliegend genannten Voraussetzungen 
belegen, für zehn Jahre nach Gewährung der Beihilfe aufbewahrt und der Europäischen Kommission auf Verlangen 
aushändigt;   

– das BMFTR Beihilfen über 100 000 Euro auf der Transparenzdatenbank der EU-Kommission veröffentlicht.11 

Im Rahmen dieser Förderrichtlinie erfolgt die Gewährung staatlicher Beihilfen in Form von Zuschüssen gemäß Artikel 5 
Absatz 1 und 2 AGVO. 

Die AGVO begrenzt die Gewährung staatlicher Beihilfen für wirtschaftliche Tätigkeiten in nachgenannten Bereichen 
auf folgende Maximalbeträge:   

– 35 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für industrielle Forschung (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer ii 
AGVO);   

– 25 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für experimentelle Entwicklung (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i 
Ziffer iii AGVO);   

– 8,25 Millionen Euro pro Studie für Durchführbarkeitsstudien (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer vi AGVO);   

– 35 Millionen Euro pro Infrastruktur für Investitionsbeihilfen für Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen (Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe ja AGVO);   

– 10 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für Innovationsbeihilfen für KMU (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe l 
AGVO);   

– 12,5 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für Prozess- und Organisationsinnovationen (Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe m AGVO). 

10 Beispielsweise im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach Artikel 12 AGVO durch die Europäische Kommission. 
11 Die Transparenzdatenbank der EU-Kommission kann unter https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public?lang=de aufgerufen 

werden. Maßgeblich für diese Veröffentlichung sind die nach Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 
geforderten Informationen. Hierzu zählen unter anderem der Name oder die Firma des Beihilfenempfängers und die Höhe der Beihilfe. 
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Bei der Prüfung, ob diese Maximalbeträge (Anmeldeschwellen) eingehalten sind, sind die Kumulierungsregeln nach 
Artikel 8 AGVO zu beachten. Die Maximalbeträge dürfen nicht durch eine künstliche Aufspaltung von inhaltlich zu-
sammenhängenden Vorhaben umgangen werden. Die Teilgenehmigung bis zur Anmeldeschwelle einer notifizierungs-
pflichtigen Beihilfe ist nicht zulässig. 

1.2 Umfang/Höhe der Zuwendungen 

Für diese Förderrichtlinie gelten die nachfolgenden Vorgaben der AGVO, insbesondere bezüglich beihilfefähiger 
Kosten und Beihilfeintensitäten. Dabei geben die nachfolgend genannten beihilfefähigen Kosten und Beihilfeintensi-
täten den maximalen Rahmen vor, innerhalb dessen die Gewährung von zuwendungsfähigen Kosten und Förder-
quoten für Vorhaben mit wirtschaftlicher Tätigkeit erfolgen kann. 

Artikel 22 AGVO – Beihilfen für Unternehmensneugründungen 

Beihilfefähig sind nicht börsennotierte kleine Unternehmen, deren Eintragung ins Handelsregister höchstens fünf 
Jahre zurückliegt und die alle folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Sie haben nicht die Tätigkeit eines anderen Unternehmens übernommen, es sei denn, der Umsatz der über-
nommenen Tätigkeit macht weniger als 10 Prozent des Umsatzes aus, den das beihilfefähige Unternehmen im 
Geschäftsjahr vor der Übernahme erzielt hat;   

b) sie haben noch keine Gewinne ausgeschüttet; 

c) sie haben kein anderes Unternehmen übernommen beziehungsweise sind nicht aus einem Zusammenschluss her-
vorgegangen, es sei denn, der Umsatz des übernommenen Unternehmens macht weniger als 10 Prozent des 
Umsatzes des beihilfefähigen Unternehmens im Geschäftsjahr vor der Übernahme aus oder der Umsatz des aus 
einem Zusammenschluss hervorgegangenen Unternehmens ist um weniger als 10 Prozent höher als der Gesamt-
umsatz, den die beiden sich zusammenschließenden Unternehmen im Geschäftsjahr vor dem Zusammenschluss 
erzielt haben. 

Bei beihilfefähigen Unternehmen, die nicht zur Eintragung ins Handelsregister verpflichtet sind, beginnt der für die 
Beihilfefähigkeit maßgebliche Fünfjahreszeitraum zum früheren der beiden folgenden Zeitpunkte: entweder zu dem 
Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen seine Geschäftstätigkeit aufnimmt, oder zu dem Zeitpunkt, zu dem es im Hinblick 
auf seine Geschäftstätigkeit steuerpflichtig wird. 

Abweichend von Unterabsatz 1 Buchstabe c werden Unternehmen, die aus einem Zusammenschluss von nach 
diesem Artikel beihilfefähigen Unternehmen hervorgegangen sind, bis fünf Jahre nach dem Tag der Handelsregister-
eintragung des ältesten am Zusammenschluss beteiligten Unternehmens ebenfalls als beihilfefähige Unternehmen 
erachtet. 

Anlaufbeihilfen können gewährt werden: 

a) als Kredit zu nicht marktüblichen Zinssätzen, mit einer Laufzeit von zehn Jahren und einem Nennbetrag von höchs-
tens 1,1 Millionen Euro beziehungsweise 1,65 Millionen Euro bei Unternehmen mit Sitz in einem Fördergebiet nach 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV beziehungsweise 2,2 Millionen Euro bei Unternehmen mit Sitz in einem 
Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV. Bei Krediten mit einer Laufzeit zwischen fünf und zehn 
Jahren können die Höchstbeträge durch Multiplikation der oben genannten Beträge mit dem Faktor angepasst 
werden, der dem Verhältnis zwischen einer Laufzeit von zehn Jahren und der tatsächlichen Laufzeit des Kredits 
entspricht. Bei Krediten mit einer Laufzeit unter fünf Jahren gilt derselbe Höchstbetrag wie bei Krediten mit einer 
Laufzeit von fünf Jahren;   

b) als Garantien mit nicht marktüblichen Entgelten, einer Laufzeit von zehn Jahren und einer Garantiesumme von 
höchstens 1,65 Millionen Euro beziehungsweise 2,48 Millionen Euro bei Unternehmen mit Sitz in einem Förder-
gebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV beziehungsweise 3,3 Millionen Euro bei Unternehmen mit Sitz 
in einem Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV. Bei Garantien mit einer Laufzeit zwischen fünf 
und zehn Jahren können die Höchstbeträge für die Garantiesummen durch Multiplikation der oben genannten 
Beträge mit dem Faktor angepasst werden, der dem Verhältnis zwischen einer Laufzeit von zehn Jahren und der 
tatsächlichen Laufzeit der Garantie entspricht. Bei Garantien mit einer Laufzeit unter fünf Jahren gilt derselbe 
Höchstbetrag wie bei Garantien mit einer Laufzeit von fünf Jahren. Die Garantie darf nicht über 80 Prozent des 
zugrunde liegenden Kredits hinausgehen;   

c) als Zuschüsse, einschließlich Beteiligungen oder beteiligungsähnlicher Investitionen, Zinssenkungen oder 
Verringerungen des Garantieentgelts von bis zu 0,5 Millionen Euro Bruttosubventionsäquivalent beziehungsweise 
0,75 Millionen Euro für Unternehmen mit Sitz in einem Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV 
beziehungsweise 1 Million Euro für Unternehmen mit Sitz in einem Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buch-
stabe a AEUV; 

d) als Steueranreize von bis zu 0,5 Millionen Euro Bruttosubventionsäquivalent für beihilfefähige Unternehmen be-
ziehungsweise von 0,75 Millionen Euro für Unternehmen mit Sitz in einem Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV beziehungsweise 1 Million Euro für Unternehmen mit Sitz in einem Fördergebiet nach Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe a AEUV. 

Ein Beihilfeempfänger kann durch eine Kombination der in Absatz 3 Artikel 22 genannten Beihilfeinstrumente Unter-
stützung erhalten, wenn der Anteil der durch ein Beihilfeinstrument gewährten Unterstützung, der auf der Grundlage 
des für das betreffende Instrument zulässigen Beihilfehöchstbetrags berechnet wird, bei der Ermittlung des restlichen 
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Anteils an dem für die anderen in einer solchen Kombination enthaltenen Beihilfeinstrumente zulässigen Beihilfe-
höchstbetrag berücksichtigt wird. 

Bei kleinen und innovativen Unternehmen dürfen die in Absatz 3 Artikel 22 genannten Höchstbeträge verdoppelt 
werden. 

Wird eine Beihilferegelung für Unternehmensneugründungen über einen oder mehrere Finanzintermediäre durch-
geführt, so gelten die in Artikel 21 Absatz 10, 14, 15, 16 und 17 genannten Kriterien für Finanzintermediäre. 

Zusätzlich zu den in den Absätzen 3, 4 und 5 des Artikels 22 genannten Beträgen können Beihilferegelungen für 
Unternehmensneugründungen entweder die Übertragung von geistigem Eigentum oder die Einräumung der damit 
verbundenen Zugangsrechte – entweder unentgeltlich oder unter dem Marktwert – vorsehen. Die Übertragung an 
ein beihilfefähiges Unternehmen im Sinne des Absatzes 2 beziehungsweise die Einräumung damit verbundener 
Rechte erfolgt durch eine Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung im Sinne des Artikels 2 Nummer 83, 
die das zugrunde liegende geistige Eigentum im Rahmen ihrer eigenen oder im Verbund durchgeführten Forschungs- 
und Entwicklungstätigkeit entwickelt hat. Die Übertragung beziehungsweise die Einräumung muss alle folgenden 
Voraussetzungen erfüllen:   

a) Ziel der Übertragung des geistigen Eigentums oder der Einräumung damit verbundener Zugangsrechte ist es, ein 
neues Produkt oder eine neue Dienstleistung auf den Markt zu bringen, und   

b) der Wert des geistigen Eigentums wird zu dessen Marktpreis festgesetzt, was der Fall ist, wenn dafür eine der 
folgenden Methoden angewendet wurde: 

i. Der Betrag wurde im Wege eines offenen, transparenten und diskriminierungsfreien wettbewerblichen Ver-
fahrens festgelegt.   

ii. Das Gutachten eines unabhängigen Sachverständigen bestätigt, dass der Betrag mindestens dem Marktpreis 
entspricht.   

iii. Im Falle eines Vorkaufsrechts des beihilfefähigen Unternehmens in Bezug auf das geistige Eigentum, das im 
Rahmen der Kooperation mit der Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung begründet wird: die 
Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung übt ein beidseitiges Recht aus, wirtschaftlich günstigere 
Angebote von Dritten einzuholen, sodass das an der Kooperation beteiligte beihilfefähige Unternehmen sein 
Angebot entsprechend anpassen muss.   

Der Wert der finanziellen wie nichtfinanziellen Beiträge des beihilfefähigen Unternehmens zu den Kosten der 
Tätigkeiten der Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung, die zu dem jeweiligen geistigen Eigentum 
geführt haben, kann vom Wert des geistigen Eigentums nach diesem Buchstaben abgezogen werden.   

c) Der Beihilfebetrag für die Übertragung des geistigen Eigentums beziehungsweise die Einräumung der damit 
verbundenen Zugangsrechte gemäß diesem Absatz darf 1 Million Euro nicht überschreiten. Der Beihilfebetrag ent-
spricht dem Wert des geistigen Eigentums nach Buchstabe b, abzüglich des im letzten Satz unter Buchstabe b 
genannten Abzugs und abzüglich des vom Empfänger für dieses geistige Eigentum möglicherweise zu entrichten-
den Entgelts. Der Wert des geistigen Eigentums nach Buchstabe b kann 1 Million Euro übersteigen; in diesem Fall 
kann das beihilfefähige Unternehmen den darüber hinausgehenden Betrag durch Eigenmittel oder auf andere 
Weise decken. 

Artikel 25 AGVO – Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 

Der geförderte Teil des Forschungsvorhabens ist vollständig einer oder mehreren der folgenden Kategorien zuzu-
ordnen:   

– industrielle Forschung;   

– experimentelle Entwicklung;   

– Durchführbarkeitsstudien 

(vergleiche Artikel 25 Absatz 2 AGVO; Begrifflichkeiten gemäß Artikel 2 Nummer 84 fortfolgende AGVO). 

Zur Einordnung von Forschungsarbeiten in die Kategorien der industriellen Forschung und experimentellen Entwick-
lung wird auf die einschlägigen Hinweise in Randnummer 79 und in den Fußnoten 59, 60 sowie 61 des FuEuI-Unions-
rahmens verwiesen. 

Die beihilfefähigen Kosten des jeweiligen Forschungs- und Entwicklungsvorhabens sind den relevanten Forschungs- 
und Entwicklungskategorien zuzuordnen. 

Beihilfefähige Kosten sind   

a) Personalkosten: Kosten für Forscher, Techniker und sonstiges Personal, soweit diese für das Vorhaben eingesetzt 
werden (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe a AGVO);   

b) Kosten für Instrumente und Ausrüstung, soweit und solange sie für das Vorhaben genutzt werden. Wenn diese 
Instrumente und Ausrüstungen nicht während ihrer gesamten Lebensdauer für das Vorhaben verwendet werden, 
gilt nur die nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertminderung während der Dauer 
des Vorhabens als beihilfefähig (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe b AGVO); 
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c) Kosten für Auftragsforschung, Wissen und für unter Einhaltung des Arm’s-length-Prinzips von Dritten direkt oder in 
Lizenz erworbene Patente sowie Kosten für Beratung und gleichwertige Dienstleistungen, die ausschließlich für das 
Vorhaben genutzt werden (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe d AGVO);   

d) zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (unter anderem Material, Bedarfsartikel und dergleichen), 
die unmittelbar durch das Vorhaben entstehen (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe e AGVO). 

Die beihilfefähigen Kosten von Durchführbarkeitsstudien sind die Kosten der Studie (Artikel 25 Absatz 4 AGVO). 

Die Beihilfeintensität pro Beihilfeempfänger darf folgende Sätze nicht überschreiten:   

– 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten für industrielle Forschung (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe b AGVO);   

– 25 Prozent der beihilfefähigen Kosten für experimentelle Entwicklung (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe c AGVO);   

– 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten für Durchführbarkeitsstudien (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe d AGVO). 

Die Beihilfeintensitäten für industrielle Forschung und experimentelle Entwicklung können im Einklang mit Artikel 25 
Absatz 6 Buchstabe a bis d auf bis zu 80 Prozent der beihilfefähigen Kosten angehoben werden, wobei die Buch-
staben b, c und d nicht miteinander kombiniert werden dürfen:   

a) um zehn Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und 
um 20 Prozentpunkte bei kleinen Unternehmen;   

b) um 15 Prozentpunkte, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:   

i. Das Vorhaben beinhaltet die wirksame Zusammenarbeit  

– zwischen Unternehmen, von denen mindestens eines ein KMU ist, oder wird in mindestens zwei Mitglied-
staaten oder einem Mitgliedstaat und einer Vertragspartei des EWR-Abkommens durchgeführt, wobei kein 
einzelnes Unternehmen mehr als 70 Prozent der beihilfefähigen Kosten bestreitet, oder  

– zwischen einem Unternehmen und einer oder mehreren Einrichtungen für Forschung und Wissensverbrei-
tung, die mindestens zehn Prozent der beihilfefähigen Kosten tragen und das Recht haben, ihre eigenen 
Forschungsergebnisse zu veröffentlichen.   

ii. Die Ergebnisse des Vorhabens finden durch Konferenzen, Veröffentlichung, Open-Access-Repositorien oder 
durch gebührenfreie Software beziehungsweise Open-Source-Software weite Verbreitung. 

iii. Der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergebnisse geförderter Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben, die durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche Lizenzen für 
die Nutzung durch Dritte im EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu erteilen. 

iv. Das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird in einem Fördergebiet durchgeführt, das die Voraussetzun-
gen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
erfüllt.   

c) um fünf Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in einem Fördergebiet durchgeführt 
wird, das die Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV erfüllt. 

Die Beihilfeintensität für Durchführbarkeitsstudien kann bei mittleren Unternehmen um zehn Prozentpunkte und bei 
kleinen Unternehmen um 20 Prozentpunkte erhöht werden. 

Artikel 26a AGVO – Investitionsbeihilfen für Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen 

Der für den Betrieb oder die Nutzung der Infrastruktur berechnete Preis muss dem Marktpreis entsprechen oder, sollte 
es keinen Marktpreis geben, die Kosten zuzüglich einer angemessenen Gewinnspanne widerspiegeln. 

Die Infrastruktur muss mehreren Nutzern offenstehen und der Zugang zu transparenten und diskriminierungsfreien 
Bedingungen gewährt werden. Unternehmen, die mindestens zehn Prozent der Investitionskosten der Infrastruktur 
finanziert haben, können einen bevorzugten Zugang zu günstigeren Bedingungen erhalten. Um Überkompensationen 
zu verhindern, muss der Zugang in einem angemessenen Verhältnis zu dem Investitionsbeitrag des Unternehmens 
stehen; ferner werden die Vorzugsbedingungen öffentlich zugänglich gemacht. 

Beihilfefähig sind die Kosten der Investitionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte. 

Die Beihilfeintensität darf 25 Prozent der beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten. 

Die Beihilfeintensität kann bei großen, mittleren und kleinen Unternehmen gemäß den folgenden Vorgaben auf eine 
Beihilfehöchstintensität von 40 Prozent, 50 Prozent beziehungsweise 60 Prozent der beihilfefähigen Investitionskosten 
angehoben werden:   

a) um zehn Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und um 20 Prozentpunkte bei kleinen Unternehmen;   

b) um weitere fünf Prozentpunkte bei Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen, bei denen mindestens 80 Prozent der 
jährlichen Kapazitäten KMU zugewiesen werden. 

Artikel 27 AGVO – Beihilfen für Innovationscluster 

Dem Eigentümer des Innovationsclusters können Investitionsbeihilfen gewährt werden. Dem Betreiber des Innova-
tionsclusters können Betriebsbeihilfen gewährt werden. Wenn der Betreiber nicht mit dem Eigentümer identisch ist, 
kann er eine eigene Rechtspersönlichkeit haben oder ein Unternehmenskonsortium ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
sein. Die Kosten und Einnahmen jeder Tätigkeit (Eigentum, Betrieb und Nutzung des Clusters) müssen in jedem Fall 
von jedem Unternehmen gemäß den geltenden Rechnungslegungsstandards getrennt verbucht werden. 
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Die Räumlichkeiten, Anlagen und Tätigkeiten des Clusters müssen mehreren Nutzern offenstehen und der Zugang 
muss zu transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt werden. Unternehmen, die mindestens 
10 Prozent der Investitionskosten des Innovationsclusters finanziert haben, können einen bevorzugten Zugang zu 
günstigeren Bedingungen erhalten. Um Überkompensationen zu verhindern, muss der Zugang in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Investitionsbeitrag des Unternehmens stehen; ferner werden die Vorzugsbedingungen öffentlich 
zugänglich gemacht. 

Entgelte für die Nutzung der Einrichtungen und die Beteiligung an Tätigkeiten des Clusters müssen dem Marktpreis 
entsprechen beziehungsweise die Kosten einschließlich einer angemessenen Gewinnspanne widerspiegeln. 

Investitionsbeihilfen können für den Auf- oder Ausbau des Innovationsclusters gewährt werden. Beihilfefähige Kosten 
sind die Kosten der Investitionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte. 

Die Beihilfeintensität von Investitionsbeihilfen für Innovationscluster darf höchstens 50 Prozent der beihilfefähigen 
Kosten betragen. Die Beihilfeintensität kann bei Innovationsclustern in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe a AEUV um 15 Prozent und bei Innovationsclustern in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buch-
stabe c AEUV um 5 Prozent erhöht werden. 

Für den Betrieb von Innovationsclustern können Betriebsbeihilfen gewährt werden. Dies ist für einen Zeitraum von bis 
zu zehn Jahren möglich. 

Beihilfefähige Kosten von Betriebsbeihilfen für Innovationscluster sind die Kosten für Personal und Verwaltung (ein-
schließlich Gemeinkosten) für   

a) die Betreuung des Innovationsclusters zwecks Erleichterung der Zusammenarbeit, des Informationsaustauschs 
und der Erbringung und Weiterleitung von spezialisierten und maßgeschneiderten Unterstützungsdienstleistungen 
für Unternehmen; 

b) Werbemaßnahmen, die darauf abzielen, neue Unternehmen oder Einrichtungen zur Beteiligung am Innovation-
scluster zu bewegen und die Sichtbarkeit des Innovationsclusters zu erhöhen; 

c) die Verwaltung der Einrichtungen des Innovationsclusters, die Organisation von Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen, Workshops und Konferenzen zur Förderung des Wissensaustauschs, die Vernetzung und die trans-
nationale Zusammenarbeit. 

Die Beihilfeintensität von Betriebsbeihilfen darf im Gewährungszeitraum höchstens 50 Prozent der beihilfefähigen 
Gesamtkosten betragen. 

Artikel 28 AGVO – Innovationsbeihilfen für KMU 

Beihilfefähige Kosten sind:   

a) Kosten für die Erlangung, Validierung und Verteidigung von Patenten und anderen immateriellen Vermögenswerten;   

b) Kosten für die Abordnung hochqualifizierten Personals einer Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung 
oder eines großen Unternehmens für Tätigkeiten im Bereich Forschung, Entwicklung oder Innovation in einer neu 
geschaffenen Funktion innerhalb des begünstigten KMU, wodurch jedoch kein anderes Personal ersetzt wird;   

c) Kosten für Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienste, einschließlich Diensten, die von 
Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung, Forschungsinfrastrukturen, Erprobungs- und Versuchsinfra-
strukturen oder Innovationsclustern erbracht werden. 

Die Beihilfeintensität darf 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten. 

In dem besonderen Fall von Beihilfen für Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienste kann 
die Beihilfeintensität auf bis zu 100 Prozent der beihilfefähigen Kosten angehoben werden, sofern der Gesamtbetrag 
der Beihilfe für Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienste innerhalb von drei Jahren nicht 
mehr als 220 000 Euro pro Unternehmen beträgt. 

Artikel 29 AGVO – Beihilfen für Prozess- und Organisationsinnovation 

Beihilfen für große Unternehmen sind nur mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn diese bei der geförderten Tätigkeit 
tatsächlich mit KMU zusammenarbeiten und die beteiligten KMU mindestens 30 Prozent der gesamten beihilfefähigen 
Kosten tragen. 

Beihilfefähige Kosten sind:   

a) Personalkosten;   

b) Kosten für Instrumente, Ausrüstung, Gebäude und Grundstücke, soweit und solange sie für das Vorhaben genutzt 
werden;   

c) Kosten für Auftragsforschung, Wissen und unter Einhaltung des Arm’s-length-Prinzips von Dritten direkt oder in 
Lizenz erworbene Patente; 

d) zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (unter anderem für Material, Bedarfsartikel und der-
gleichen), die unmittelbar durch das Vorhaben entstehen. 

Die Beihilfeintensität darf bei großen Unternehmen höchstens 15 Prozent und bei KMU höchstens 50 Prozent der 
beihilfefähigen Kosten betragen. 
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Allgemeine Hinweise 

Die beihilfefähigen Kosten sind gemäß Artikel 7 Absatz 1 AGVO durch schriftliche Unterlagen zu belegen, die klar, 
spezifisch und aktuell sein müssen. 

Für die Berechnung der Beihilfeintensität und der beihilfefähigen Kosten werden die Beträge vor Abzug von Steuern 
und sonstigen Abgaben herangezogen. 

1.3 Kumulierung 

Bei der Einhaltung der maximal zulässigen Beihilfeintensität sind insbesondere auch die Kumulierungsregeln in Arti-
kel 8 AGVO zu beachten. Die Kumulierung von mehreren Beihilfen für dieselben förderfähigen Kosten/Ausgaben ist 
nur im Rahmen der folgenden Regelungen beziehungsweise Ausnahmen gestattet: 

Werden Unionsmittel, die von Organen, Einrichtungen, gemeinsamen Unternehmen oder sonstigen Stellen der Union 
zentral verwaltet werden und nicht direkt oder indirekt der Kontrolle der Mitgliedstaaten unterstehen, mit staatlichen 
Beihilfen kombiniert, so werden bei der Feststellung, ob die Anmeldeschwellen und Beihilfehöchstintensitäten oder 
Beihilfehöchstbeträge eingehalten werden, nur die staatlichen Beihilfen berücksichtigt, sofern der Gesamtbetrag der 
für dieselben beihilfefähigen Kosten gewährten öffentlichen Mittel den in den einschlägigen Vorschriften des Unions-
rechts festgelegten günstigsten Finanzierungssatz nicht überschreitet. 

Nach der AGVO freigestellte Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten bestimmen lassen, können kumuliert 
werden mit 

a) anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maßnahmen unterschiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten be-
treffen;   

b) anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich teilweise oder vollständig überschneidenden beihilfefähigen 
Kosten, jedoch nur, wenn durch diese Kumulierung die höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen 
geltende Beihilfeintensität beziehungsweise der höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende Bei-
hilfebetrag nicht überschritten wird. 

Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit anderen staatlichen Beihilfen, 
bei denen sich die beihilfefähigen Kosten auch nicht bestimmen lassen, kumuliert werden, und zwar bis zu der für den 
jeweiligen Sachverhalt einschlägigen Obergrenze für die Gesamtfinanzierung, die im Einzelfall in der AGVO oder in 
einem Beschluss der Europäischen Kommission festgelegt ist. 

Nach der AGVO freigestellte staatliche Beihilfen dürfen nicht mit De-minimis-Beihilfen für dieselben beihilfefähigen 
Kosten kumuliert werden, wenn durch diese Kumulierung die in Kapitel III AGVO festgelegten Beihilfeintensitäten oder 
Beihilfehöchstbeträge überschritten werden. 

2 De-minimis-Beihilfen 

Bei der Gewährung von De-minimis-Beihilfen sind die Vorgaben der in Nummer 1.3 (Rechtsgrundlagen) genannten 
beihilferechtlichen Norm zu berücksichtigen. 

2.1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen/Zuwendungsempfänger 

Nach Artikel 3 Absatz 2 der De-minimis-Verordnung darf der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen gewähr-
ten De-minimis-Beihilfe in einem Zeitraum von drei Jahren 300 000 Euro nicht übersteigen. Die Vorgaben des Artikels 2 
der De-minimis-Verordnung zum Begriff „ein einziges Unternehmen“ sind dabei zu berücksichtigen. 

Der Antrag auf Förderung nach dieser Förderrichtlinie gilt als Erklärung, dass der Antragsteller die Anwendung der 
De-minimis-Verordnung als Rechtsgrundlage anerkennt und die hierin festgeschriebenen Vorgaben eingehalten wer-
den, insbesondere, dass durch die Fördermaßnahme die geltenden Fördergrenzen nicht überschritten werden. Dies 
gilt besonders auch im Hinblick auf eine mögliche Kumulierung von staatlicher Förderung für das betreffende Vor-
haben/die betreffende Tätigkeit. 

Der Antragsteller verpflichtet sich darüber hinaus, dass er im Falle der Gewährung einer De-minimis-Förderung alle 
damit im Zusammenhang stehenden relevanten Unterlagen mindestens für drei Jahre aufbewahrt. 

2.2 Umfang der Zuwendung/Kumulierung 

De-minimis-Beihilfen dürfen nicht mit staatlichen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten kumuliert werden, 
wenn die Kumulierung dazu führen würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität oder der höchste ein-
schlägige Beihilfebetrag, die beziehungsweise der im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder einem 
Beschluss der Kommission festgelegt ist, überschritten wird. De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte 
beihilfefähige Kosten gewährt werden und keinen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen mit anderen 
staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder eines Be-
schlusses der Kommission gewährt wurden. 
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